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BESCHLUSS DES RATES 

vom 15. März 1993 

über den Abschluß des Übereinkommens über die vorübergehende 
Verwendung und über die Annahme seiner Anlagen 

(93/329/EWG) 

Artikel 1 

Das Übereinkommen über die vorübergehende Verwendung wird ge­
nehmigt; seine Anlagen werden im Namen der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft mit bestimmten Vorbehalten angenommen. 

Das Übereinkommen und seine Anlagen sowie die Vorbehalte zu den 
Anlagen sind in Anhang I bzw. Anhang II dieses Beschlusses enthalten. 

Die erforderlichen Notifikationen sind in Anhang III dieses Beschlusses 
enthalten. 

▼C1 
Die Empfehlungen des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zollwesens, die die Gamets ATA und die Zollpassierscheinhefte 
betreffen, werden im Namen der Gemeinschaft unter den Bedingungen 
von Anhang IV dieses Beschlusses angenommen. Der Wortlaut der 
Empfehlungen ist in Anhang V beziehungsweise Anhang VI dieses 
Beschlusses enthalten. 

▼B 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates ist befugt, die Person zu benennen, die zur 
Hinterlegung der Urkunde über die Ratifikation des in Artikel 1 genann­
ten Ubereinkommens und zur Annahme ihrer ebenfalls in Artikel 1 ge­
nannten Anlagen mit den Vorbehalten bevollmächtigt ist, und ihr die 
erforderlichen Befugnisse zu übertragen, damit sie für die Gemeinschaft 
verbindlich handelt. Die Hinterlegung und Annahme erfolgen zum sel­
ben Zeitpunkt wie die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden durch die 
Mitgliedstaaten. 

Der Bevollmächtigte notifiziert dem Generalsekretär des Rates für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens die Anwendungsbedin­
gungen und Auskünfte nach Artikel 24 Absatz 6 des Übereinkommens 
sowie die Annahme der Empfehlungen des Rates für die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens. 

▼B
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INHALTSVERZEICHNIS 

Corpus des Übereinkommens 

Anlage A über Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung (Carnets 
ATA, Zollpassierscheinhefte) 

Anlage B.l über Waren, die auf Ausstellungen, Messen, Kongressen oder 
ähnlichen Veranstaltungen ausgestellt oder verwendet werden 
sollen 

Anlage B.2 über Berufsausrüstung 

Anlage B.3 über Behälter, Paletten, Umschließungen, Muster und andere im 
Rahmen eines Handelsgeschäfts eingeführte Waren 

Anlage B.4 über Waren, die für ein Herstellungsverfahren eingeführt werden 

Anlage B.5 über Waren, die für den Unterricht, für wissenschaftliche oder 
kulturelle Zwecke eingeführt werden 

Anlage B.6 über persönliche Gebrauchsgegenstände der Reisenden und zu 
Sportzwecken eingeführte Waren 

Anlage B.7 über Werbematerial für den Fremdenverkehr 

Anlage B.8 über Waren, die im Grenzverkehr eingeführt werden 

Anlage B.9 über Waren, die für humanitäre Zwecke eingeführt werden 

Anlage C über Beförderungsmittel 

Anlage D über Tiere 

Anlage E über Waren, die unter teilweiser Befreiung von den Eingangs­
abgaben eingeführt werden 

▼B
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ANHANG I 

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG 

PRÄAMBEL 

DIE VERTRAGSPARTEIEN dieses Übereinkommens, das im Rahmen des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens ausgearbeitet 
worden ist — 

IM HINBLICK DARAUF, daß der gegenwärtige Zustand angesichts der wach­
senden Zahl und der Zersplitterung internationaler Zollübereinkommen über die 
vorübergehende Verwendung unbefriedigend ist, 

IN DER ERWÄGUNG, daß sich dieser Zustand künftig noch verschlimmern 
kann, wenn neue Gruppen der vorübergehenden Verwendung international zu 
regeln sirtd, 

IN ANBETRACHT der von Vertretern des Handels und von anderen interes­
sierten Kreisen unterbreiteten Vorschläge, die Beachtung der Förmlichkeiten für 
die vorübergehende Verwendung zu erleichtern, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Vereinfachung und Harmonisierung der Zoll­
verfahren und insbesondere die Einführung eines einzigen internationalen Ver­
trags, der alle bestehenden Übereinkommen über die vorübergehende Verwen­
dung zusammenfaßt, den Zugang zu internationalen Regelungen für die vorüber­
gehende Verwendung erleichtern und zur Entwicklung des internationalen Han­
dels und anderer Formen des internationalen Verkehrs wirksam beitragen können, 

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß ein internationaler Vertrag, der einheitliche Be­
stimmungen über die vorübergehende Verwendung enthält, dem internationalen 
Warenverkehr beträchtliche Vorteile bringen und eine weitgehende Verein­
fachung und Harmonisierung der Zollverfahren gewährleisten kann und damit 
zu einem der Hauptziele des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zollwesens führen würde, 

ENTSCHLOSSEN, die vorübergehende Verwendung durch Vereinfachung und 
Harmonisierung der Verfahren im Interesse wirtschaftlicher, humanitärer, kultu­
reller, sozialer und touristischer Belange zu erleichtern, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Einführung standardisierter Muster der Papiere 
für die vorübergehende Verwendung als internationale Zollpapiere mit interna­
tionaler Sicherheit zur Erleichterung der Verfahren der vorübergehenden Ver­
wendung in den Fällen beiträgt, in denen ein Zollpapier und Sicherheitsleistung 
erforderlich sind — 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet 

a) vorübergehende Verwendung: 

das Zollverfahren, nach dem bestimmte Waren (einschließlich Beförderungs­
mittel) unter Aussetzung der Eingangsabgaben und frei von Einfuhrverboten 
und Einfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher Art für einen bestimmten Zweck 
in ein Zollgebiet verbracht werden dürfen, um innerhalb einer bestimmten 
Frist und, von der normalen Wertminderung der Ware infolge ihrer Verwen­
dung abgesehen, in unverändertem Zustand wieder ausgeführt zu werden; 

▼B
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b) Eingangsabgaben: 

Zölle und alle anderen Abgaben, Steuern, Gebühren und sonstigen Belastun­
gen, die anläßlich oder im Zusammenhang mit der Einfuhr der Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) erhoben werden, ohne die Gebühren und Be­
lastungen, die dem Betrag nach ungefähr auf die Kosten der erbrachten 
Dienstleistungen beschränkt sind; 

c) Sicherheit: 

eine Maßnahme, die nach dem Ermessen des Zolls die Erfüllung einer ihm 
gegenüber bestehenden Verpflichtung gewährleistet. Es handelt sich um eine 
„globale“ Sicherheit, wenn sie die Erfüllung von Verpflichtungen aus mehre­
ren Vorgängen gewährleistet; 

d) Zollpapier für die vorübergehende Verwendung: 

das als Zollanmeldung gültige internationale Zollpapier, durch das die Näm­
lichkeit der Waren (einschließlich Beförderungsmittel) gesichert werden kann 
und das eine international gültige Sicherheit für die Entrichtung der Eingangs­
abgaben einschließt; 

e) Zoll- oder Wirtschaftsunion: 

eine von Mitgliedern nach Artikel 24 Absatz 1 errichtete und aus diesen 
Mitgliedern bestehende Union, die befugt ist, ihre eigenen für alle Mitglieder 
verbindlichen Rechtsvorschriften in bezug auf die in diesem Übereinkommen 
geregelten Angelegenheiten zu erlassen und gemäß ihren internen Verfahrens­
vorschriften über die Unterzeichnung und die Ratifikation des Übereinkom­
mens oder den Beitritt zu entscheiden; 

f) Personen: 

sowohl natürliche als auch juristische Personen, soweit sich aus dem Zusam­
menhang nichts anderes ergibt; 

g) Rat: 

die Organisation, die durch das am 15. Dezember 1950 in Brüssel geschlos­
sene Abkommen über die Gründung eines Rates für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Zollwesens geschaffen worden ist; 

h) Ratifikation: 

die eigentliche Ratifikation, die Annahme oder die Genehmigung. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich des Übereinkommens 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, die in den Anlagen aufgeführten 
Waren (einschließlich Beförderungsmittel) nach den Bestimmungen dieses Über­
einkommens zur vorübergehenden Verwendung zuzulassen. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen der Anlage E wird die vorübergehende 
Verwendung unter vollständiger Aussetzung der Eingangsabgaben und frei von 
Einfuhrverboten und Einfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher Art gewährt. 

Aufbau der Anlagen 

Artikel 3 

Jede Anlage zu diesem Übereinkommen besteht grundsätzlich aus 

a) Definitionen der wichtigsten Zollbegriffe, die in dieser Anlage verwendet 
werden; 

▼B
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b) besonderen Bestimmungen für die in der Anlage genannten Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel). 

KAPITEL III 

BESONDERE BESTIMMUNGEN 

Dokumente und Sicherheit 

Artikel 4 

(1) Wird in einer Anlage nichts anderes bestimmt, so ist jede Vertragspartei 
berechtigt, für die vorübergehende Verwendung von Waren (einschließlich Be­
förderungsmittel) die Vorlage eines Zollpapiers und die Leistung einer Sicherheit 
zu verlangen. 

(2) Wird eine Sicherheitsleistung nach Absatz 1 verlangt, so kann Personen, 
die das Verfahren der vorübergehenden Verwendung regelmäßig in Anspruch 
nehmen, bewilligt werden, eine globale Sicherheit zu leisten. 

(3) Wird in einer Anlage nichts anderes bestimmt, so darf der Betrag der 
Sicherheit den Betrag der Eingangsabgaben, deren Erhebung ausgesetzt wird, 
nicht übersteigen. 

(4) Für Waren (einschließlich Beförderungsmittel), die nach innerstaatlichem 
Recht Einfuhrverboten oder Einfuhrbeschränkungen unterliegen, kann nach den 
Vorschriften des innerstaatlichen Rechts eine zusätzliche Sicherheit verlangt 
werden. 

Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung 

Artikel 5 

Unbeschadet der vorübergehenden Verwendung nach Anlage E erkennt jede 
Vertragspartei anstelle ihrer innerstaatlichen Zollpapiere und als gültige Sicher­
heit für die Entrichtung der in Artikel 8 der Anlage A genannten Beträge das für 
ihr Gebiet gültige Zollpapier für die vorübergehende Verwendung an, das nach 
der genannten Anlage für Waren (einschließlich Beförderungsmittel) ausgestellt 
und verwendet wird, die aufgrund der anderen von der Vertragspartei angenom­
menen Anlagen dieses Übereinkommens vorübergehend eingeführt werden. 

Nämlichkeitssicherung 

Artikel 6 

Jede Vertragspartei kann bei der vorübergehenden Verwendung von Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) verlangen, daß sich deren Nämlichkeit bei Be­
endigung der vorübergehenden Verwendung feststellen läßt. 

Frist für die Wiederausfuhr 

Artikel 7 

(1) In die vorübergehende Verwendung übergeführte Waren (einschließlich 
Beförderungsmittel) sind innerhalbeiner bestimmten Frist, die für den Zweck 
der vorübergehenden Verwendung als ausreichend gilt, wiederauszuführen. Diese 
Frist wird in jeder Anlage gesondert bestimmt. 

(2) Die Zollbehörden können entweder eine längere Frist gewähren, als in der 
jeweiligen Anlage vorgesehen ist, oder die ursprüngliche Frist verlängern. 

▼B
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(3) Können in die vorübergehende Verwendung übergeführte Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) wegen einer Beschlagnahme nicht wiederaus­
geführt werden und ist diese Beschlagnahme nicht von einer Privatperson ver­
anlaßt worden, so wird der Fristablauf für die Wiederausfuhr für die Dauer der 
Beschlagnahme gehemmt. 

Übertragung der vorübergehenden Verwendung 

Artikel 8 

Jede Vertragspartei kann auf Antrag die Übertragung der Bewilligung der vorü­
bergehenden Verwendung auf jede andere Person genehmigen, wenn diese Per­
son 

a) die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt und 

b) die Verpflichtungen des ursprünglichen Begünstigten der vorübergehenden 
Verwendung übernimmt. 

Beendigung der vorübergehenden Verwendung 

Artikel 9 

Die vorübergehende Verwendung wird in der Regel durch die Wiederausfuhr der 
in die vorübergehende Verwendung übergeführten Waren (einschließlich Beför­
derungsmittel) beendet. 

Artikel 10 

Vorübergehend verwendete Waren (einschließlich Beförderungsmittel) können in 
einer Sendung oder in mehreren Sendungen wiederausgeführt werden. 

Artikel 11 

Vorübergehend verwendete Waren (einschließlich Beförderungsmittel) können 
über eine andere als die Einfuhrzollstelle wiederausgeführt werden. 

Andere Möglichkeiten der Beendigung 

Artikel 12 

Die vorübergehende Verwendung kann mit Zustimmung der zuständigen Behör­
den dadurch beendet werden, daß die Waren (einschließlich Beförderungsmittel) 
im Hinblick auf ihre spätere Ausfuhr oder sonstige zulässige Bestimmung in 
Freihäfen oder Freizonen verbracht, in Zollager eingelagert oder in einen Zoll­
gutversand übergeführt werden. 

Artikel 13 

Die vorübergehende Verwendung kann durch Überführung der Waren in den 
freien Verkehr beendet werden, falls die Umstände es rechtfertigen und die 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften es erlauben, vorausgesetzt, daß die hierfür 
geltenden Bedingungen und Förmlichkeiten eingehalten werden. 

Artikel 14 

(1) Die vorübergehende Verwendung kann dadurch beendet werden, daß 
durch Unfall oder höhere Gewalt stark beschädigte Waren (einschließlich Beför­
derungsmittel) je nach der Entscheidung der Zollbehörden 

▼B
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a) den Eingangsabgaben unterworfen werden, die an dem Tag gelten, an dem die 
Waren in beschädigtem Zustand dem Zoll zur Beendigung der vorübergehen­
den Verwendung gestellt werden; 

b) unentgeltlich den zuständigen Behörden des Landes der vorübergehenden 
Verwendung überlassen werden, wobei der Begünstigte der vorübergehenden 
Verwendung von der Entrichtung der Eingangsabgaben befreit wird; 

c) unter zollamtlicher Überwachung auf Kosten der Beteiligten vernichtet oder 
zerstört werden und die Abfälle und geborgenen Teile bei der Überführung in 
den freien Verkehr den Eingangsabgaben unterworfen werden, die für sie in 
dem Zeitpunkt und in dem Zustand gelten, in dem sie nach Unfall oder 
höherer Gewalt gestellt werden. 

(2) Die vorübergehende Verwendung kann auch beendet werden, wenn auf 
Antrag des Beteiligten die Waren (einschließlich Beförderungsmittel) je nach der 
Entscheidung der Zollbehörden einer Bestimmung nach Absatz 1 Buchstabe b) 
oder c) zugeführt werden. 

(3) Die vorübergehende Verwendung kann ferner auf Antrag des Beteiligten 
beendet werden, wenn dieser den Zollbehörden nachweist, daß die Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) infolge Unfalls oder höherer Gewalt vernichtet 
oder zerstört oder untergegangen sind. In diesem Fall wird der Begünstigte der 
vorübergehenden Verwendung von der Entrichtung der Eingangsabgaben befreit. 

KAPITEL IV 

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Verringerung der Förmlichkeiten 

Artikel 15 

Jede Vertragspartei beschränkt die Zollförmlichkeiten, die im Zusammenhang mit 
den in diesem Übereinkommen vorgesehenen Erleichterungen zu erfüllen sind, 
auf ein Mindestmaß; sie veröffentlicht so rasch, wie möglich alle die Förmlich­
keiten betreffenden Vorschriften. 

Vorherige Bewilligung 

Artikel 16 

(1) Ist für die vorübergehende Verwendung eine vorherige Bewilligung erfor­
derlich, so wird diese von der zuständigen Zollstelle so rasch wie möglich erteilt. 

(2) Ist in Ausnahmefällen eine andere als eine zollamtliche Bewilligung er­
forderlich, so wird diese so rasch wie möglich erteilt. 

Mindesterleichterungen 

Artikel 17 

Dieses Übereinkommen setzt nur Mindesterleichterurigen fest; es hindert die 
Vertragsparteien nicht, gegenwärtig oder künftig aufgrund innerstaatlicher Be­
stimmungen oder aufgrund zweiseitiger oder mehrseitiger Übereinkünfte weiter­
gehende Erleichterungen zu gewähren. 

▼B
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Zoll- oder Wirtschaftsunionen 

Artikel 18 

(1) Für die Zwecke dieses Übereinkommens können die Gebiete der Vertrags­
parteien, die eine Zoll- oder Wirtschaftsunion bilden, als ein einziges Gebiet 
angesehen werden. 

(2) Dieses Übereinkommen hindert die eine Zoll- oder Wirtschaftsunion bil­
denden Vertragsparteien nicht, besondere Bestimmungen für Vorgänge der vorü­
bergehenden Verwendung auf dem Gebiet dieser Union zu erlassen, soweit diese 
Bestimmungen die Erleichterungen dieses Übereinkommens nicht einschränken. 

Verbote und Beschränkungen 

Artikel 19 

Dieses Übereinkommen hindert nicht die Anwendung von Verboten und Be­
schränkungen, die nach innerstaatlichen Gesetzen und sonstigen Vorschriften 
aus anderen als wirtschaftlichen Gründen wie zum Beispiel Gründen der öffent­
lichen Moral oder Ordnung, der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Hygiene 
oder Gesundheit, aus veterinärpolizeilichen oder pflanzenschutzrechtlichen Grün­
den oder zum Schutz gefährdeter Arten freilebender Tiere und Pflanzen oder von 
Urheberrechten oder gewerblichem Eigentum auferlegt wurden. 

Zuwiderhandlungen 

Artikel 20 

(1) Jeder Verstoß gegen dieses Übereinkommen wird nach den Rechtsvor­
schriften des Gebietes der Vertragspartei geahndet, in dem die Zuwiderhandlung 
begangen worden ist. 

(2) Kann nicht ermittelt werden, wo die Unregelmäßigkeit begangen worden 
ist, so gilt sie als im Gebiet der Vertragspartei begangen, in dem sie festgestellt 
worden ist. 

Austausch von Auskünften 

Artikel 21 

Auf Ersuchen und im Rahmen der innerstaatlichen Rechtsvorschriften erteilen die 
Vertragsparteien einander die für die Durchführung dieses Übereinkommens er­
forderlichen Auskünfte. 

KAPITEL V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Verwaltungsausschuß 

Artikel 22 

(1) Um die Durchführung dieses Übereinkommens, die zu seiner einheitlichen 
Auslegung und Anwendung geeigneten Maßnahmen und etwaige Änderungsvor­
schläge zu prüfen, wird ein Verwaltungsausschuß eingesetzt. Der Verwaltungs­
ausschuß beschließt über die Einbeziehung neuer Anlagen in dieses Übereinkom­
men. 

(2) Die Vertragsparteien sind Mitglieder des Verwaltungsausschusses. Der 
Ausschuß kann beschließen, die zuständigen Verwaltungen der in Artikel 24 
bezeichneten Mitglieder, Staaten oder Zollgebiete, die keine Vertragsparteien 
sind, oder die Vertreter internationaler Organisationen an seinen Tagungen als 
Beobachter teilnehmen zu lassen, wenn Fragen behandelt werden, die sie 
interessieren. 

▼B
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(3) Der Rat übernimmt für den Ausschuß die Sekretariatsaufgaben. 

(4) Der Ausschuß wählt auf jeder Tagung einen Vorsitzenden und einen stell­
vertretenden Vorsitzenden. 

(5) Die zuständigen Verwaltungen der Vertragsparteien übermitteln dem Rat 
ihre Vorschläge zur Änderung des Übereinkommens unter Angabe der Gründe 
sowie ihre Wünsche wegen der Aufnahme von Fragen in die Tagesordnung der 
Ausschußtagungen. Der Rat unterrichtet davon die zuständigen Verwaltungen der 
Vertragsparteien und der in Artikel 24 bezeichneten Mitglieder, Staaten oder 
Zollgebiete, die keine Vertragsparteien sind. 

(6) Der Rat beruft den Ausschuß zu einem vom Ausschuß festgelegten Zeit­
punkt und auch auf Antrag derzuständigen Verwaltungen von mindestens zwei 
Vertragsparteien ein. Er übermittelt den zuständigen Verwaltungen der Vertrags­
parteien und der in Artikel 24 bezeichne- ten Mitglieder, Staaten oder Zollgebie­
te, die keine Vertragsparteien sind, den Entwurf der Tagesordnung mindestens 
sechs Wochen vor der Tagung des Ausschusses. 

(7) Liegt ein Beschluß des Ausschusses nach Absatz 2 vor, so fordert der Rat 
die zuständigen Verwaltungen der in Artikel 24 bezeichneten Mitglieder, Staaten 
oder Zollgebiete, die keine Vertragsparteien sind, und die betreffenden interna­
tionalen Organisationen auf, sich bei den Tagungen des Ausschusses durch Be­
obachter vertreten zu lassen. 

(8) Über Vorschläge wird abgestimmt. Jede Vertragspartei, die auf der Tagung 
vertreten ist, hat eine Stimme. Vorschläge, die keine Vorschläge zur Änderung 
dieses Übereinkommens sind, werden vom Ausschuß mit der Mehrheit der an­
wesenden und abstimmenden Mitglieder angenommen. Vorschläge zur Änderung 
dieses Übereinkommens werden mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden 
und abstimmenden Mitglieder angenommen. 

(9) In den Fällen des Artikels 24 Absatz 7 haben die Zoll- oder Wirtschafts­
unionen, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind, bei Abstimmungen 
nur die Stimmenzahl, die der Gesamtzahl der Stimmen entspricht, die ihren 
Mitgliedern zustehen, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind. 

(10) Vor Abschluß der Tagung nimmt der Ausschuß einen Bericht an. 

(11) Soweit dieser Artikel keine einschlägigen Bestimmungen enthält, gilt die 
Geschäftsordnung des Rates, es sei denn, daß der Ausschuß etwas anderes be­
schließt. 

Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 23 

(1) Streitigkeiten zwischen zwei oder mehreren Vertragsparteien über die Aus­
legung oder Anwendung dieses Übereinkommens werden nach Möglichkeit 
durch unmittelbare Verhandlungen zwischen diesen Parteien beigelegt. 

(2) Streitigkeiten, die nicht durch unmittelbare Verhandlungen beigelegt wer­
den, werden von den an den Streitigkeiten beteiligten Parteien dem Verwaltungs­
ausschuß vorgelegt, der sie prüft und Empfehlungen für ihre Beilegung erteilt. 

(3) Die streitenden Parteien können im voraus vereinbaren, die Empfehlungen 
des Verwaltungsausschusses als verbindlich anzunehmen. 

▼B
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Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt 

Artikel 24 

(1) Die Mitglieder des Rates sowie die Mitglieder der Vereinten Nationen oder 
ihrer Sonderorganisationen können Vertragsparteien dieses Übereinkommens 
werden, 

a) durch Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation; 

b) durch Hinterlegung der Ratifikationsurkunde, nachdem sie das Übereinkom­
men unter dem Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet haben; 

c) durch Beitritt. 

(2) Dieses Übereinkommen liegt bis zum 30. Juni 1991 für die in Absatz 1 
bezeichneten Mitglieder entweder während der Tagungen des Rates, bei denen es 
angenommen wird, oder danach am Sitz des Rates in Brüssel zur Unterzeichnung 
auf. Danach steht es zum Beitritt offen. 

(3) Die Staaten und die Regierungen gesonderter Zollgebiete, die von einer für 
die formelle Wahrnehmung ihrer diplomatischen Beziehungen verantwortlichen 
Vertragspartei vorgeschlagen werden, die aber bei der Wahrnehmung ihrer han­
delspolitischen Beziehungen autonom sind, die keine Mitglieder der in Absatz 1 
bezeichneten Organisationen sind und an die auf Ersuchen des Verwaltungsaus­
schusses eine entsprechende Einladung seitens des Verwahrers ergangen ist, 
können Vertragsparteien dieses Übereinkommens werden, indem sie ihm nach 
dem Inkrafttreten beitreten. 

(4) Die Mitglieder, Staaten oder Zollgebiete, die in Absatz 1 oder 3 bezeichnet 
sind, nennen im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Übereinkommens ohne 
Vorbehalt der Ratifikation, der Ratifikation oder des Beitritts zu dem Überein­
kommen die von ihnen angenommenen Anlagen, wobei in jedem Fall die Anlage 
A und mindestens eine weitere Anlage anzunehmen sind. Dem Verwahrer kann 
anschließend die Annahme einer weiteren Anlage oder mehrerer solcher Anlagen 
notifiziert werden. 

(5) Vertragsparteien, die alle neuen Anlagen annehmen, die der Verwaltungs­
ausschuß in dieses Übereinkommen einzubeziehen beschließt, notifizieren dies 
dem Verwahrer nach Absatz 4. 

(6) Die Vertragsparteien notifizieren dem Verwahrer die Bedingungen für die 
Anwendung der folgenden Bestimmungen und die aufgrund dieser Bestimmun­
gen erforderlichen Auskünfte: Artikel 8 und Artikel 24 Absatz 7 sowie Anlage A 
Artikel 2 Absätze 2 und 3 und Anlage E Artikel 4. Sie notifizieren auch jede 
Änderung bei der Anwendung dieser Bestimmungen. 

(7) Nach den Absätzen 1, 2 und 4 kann jede Zolloder Wirtschaftsunion Ver­
tragspartei dieses Übereinkommens werden. Die Zoll- oder Wirtschaftsunion un­
terrichtet den Verwahrer über ihre Zuständigkeiten in bezug auf die durch dieses 
Übereinkommen erfaßten Bereiche. Die Zoll- oder Wirtschaftsunion, die Ver­
tragspartei dieses Übereinkommens ist, übt die Rechte in den in ihre Zuständig­
keit fallenden Bereichen im eigenen Namen aus und erfüllt die Verpflichtungen, 
die das Übereinkommen ihren Mitgliedern überträgt, die Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens sind. In diesen Fällen sind die Mitglieder nicht berechtigt, 
diese Rechte einschließlich des Stimmrechts individuell auszuüben. 

Verwahrer 

Artikel 25 

(1) Dieses Übereinkommen, alle Unterzeichnungen mit und ohne Vorbehalt 
der Ratifikation sowie alle Ratifika- tions- und Beitrittsurkunden werden beim 
Generalsekretär des Rates hinterlegt. 

▼B
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(2) Der Verwahrer 

a) erhält die Urschriften dieses Übereinkommens zur Aufbewahrung; 

b) stellt beglaubigte Abschriften dieses Übereinkommens aus und übermittelt sie 
den in Artikel 24 Absätze 1 und 7 bezeichneten Mitgliedern und Zoll- oder 
Wirtschaftsunionen; 

c) erhält alle Unterzeichnungen mit und ohne Vorbehalt der Ratifikation, 
Ratifikations- und Beitrittsurkunden und die dieses Übereinkommen betref­
fenden Urkunden, Notifikationen und Mitteilungen zur Aufbewahrung; 

d) prüft, ob die Unterzeichnungen, Urkunden, Notifikationen oder Mitteilungen 
in bezug auf dieses Übereinkommen in guter und gehöriger Form gehalten 
sind, und bringt die Angelegenheit gegebenenfalls der betreffenden Vertrags­
partei zur Kenntnis; 

e) notifiziert den Vertragsparteien dieses Übereinkommens, den anderen Unter­
zeichnern, den Mitgliedern des Rates, die keine Vertragsparteien sind, sowie 
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen: 

— die Unterzeichnungen, Ratifikationen, Beitritte und die Annahme von An­
lagen nach Artikel 24; 

— die neuen Anlagen, die der Verwaltungsausschuß in dieses Übereinkom­
men einzubeziehen beschließt; 

— den Tag, an dem dieses Übereinkommen und seine einzelnen Anlagen 
nach Artikel 26 in Kraft treten; 

— den Eingang der Notifikationen nach den Artikeln 24, 29, 30 und 32; 

— den Eingang der Kündigungen nach Artikel 31; 

— die nach Artikel 32 als angenommen geltenden Änderungen und den Tag 
ihres Inkrafttretens. 

(3) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einer Vertragspartei und dem 
Verwahrer über die Ausübung seiner Tätigkeit wird die Angelegenheit vom Ver­
wahrer oder dieser Partei den anderen Vertragsparteien und den Unterzeichnern 
oder gegebenenfalls dem Rat zur Kenntnis gebracht. 

Inkrafttreten 

Artikel 26 

(1) Dieses Übereinkommen tritt drei Monate nach dem Tag in Kraft, an dem 
fünf der in Artikel 24 Absätze 1 und 7 bezeichneten Mitglieder oder Zoll- oder 
Wirtschaftsunionen es ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet oder ihre 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben. 

(2) Für jede Vertragspartei, die dieses Übereinkommen ohne Vorbehalt der 
Ratifikation unterzeichnet, es ratifiziert oder ihm beitritt, nachdem fünf Mitglieder 
oder Zoll- oder Wirtschaftsunionen es ohne Vorbehalt der Ratifikation unter­
zeichnet oder ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben, tritt das 
Übereinkommen drei Monate nach Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifika­
tion oder Hinterlegung seiner Ratifikationsoder Beitrittsurkunde in Kraft. 

▼B
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(3) Jede Anlage zu diesem Übereinkommen tritt drei Monate nach dem Tag in 
Kraft, an dem fünf Mitglieder oder Zoll- oder Wirtschaftsunionen diese Anlage 
angenommen haben. 

(4) Für jede Vertragspartei, die eine Anlage annimmt, nachdem fünf Mitglie­
der oder Zoll- oder Wirtschaftsunionen sie angenommen haben, tritt diese Anlage 
drei Monate nach dem Tag in Kraft, an dem diese Vertragspartei die Annahme 
notifiziert hat. Eine Anlage tritt für eine Vertragspartei jedoch erst dann in Kraft, 
wenn das Übereinkommen für diese Vertragspartei in Kraft getreten ist. 

Außerkraftsetzung 

Artikel 27 

Eine Anlage dieses Übereinkommens, die eine Außerkraftsetzungsklausel enthält, 
setzt mit ihrem Inkrafttreten die Übereinkommen oder die Bestimmungen der 
Übereinkommen, die Gegenstand der Außerkraftsetzungsklausel sind, in den Be­
ziehungen zwischen den Vertragsparteien, die die Anlage angenommen haben 
und Vertragsparteien der betreffenden Übereinkommen sind, außer Kraft und tritt 
an deren Stelle. 

Übereinkommen und Anlagen 

Artikel 28 

(1) Für Zwecke dieses Übereinkommens bilden die für eine Vertragspartei 
geltenden Anlagen einen Bestandteil dieses Übereinkommens; für diese Vertrags­
partei bedeutet daher jede Bezugnahme auf dieses Übereinkommen auch eine 
Bezugnahme auf diese Anlagen. 

(2) Für die Abstimmung im Verwaltungsausschuß gilt jede Anlage als ein 
Übereinkommen für sich. 

Vorbehalte 

Artikel 29 

(1) Nimmt eine Vertragspartei eine Anlage an, so gelten auch alle Bestim­
mungen in dieser Anlage als von ihr angenommen, wenn sie nicht im Zeitpunkt 
derAnnahme der Anlage oder später dem Verwahrer die Bestimmungen notifi­
ziert, bei denen sie, soweit es diese Anlage ermöglicht, Vorbehalte einlegt, wobei 
sie die Abweichung ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften von den betreffen­
den Bestimmungen angibt. 

(2) Jede Vertragspartei prüft mindestens alle fünf Jahre die Bestimmungen, bei 
denen sie Vorbehalte eingelegt hat, vergleicht sie mit den Bestimmungen ihrer 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und notifiziert dem Verwahrer die Ergebnisse 
dieser Prüfung. 

(3) Jede Vertragspartei, die Vorbehalte eingelegt hat, kann sie jederzeit ganz 
oder teilweise durch Notifikation an den Verwahrer widerrufen, wobei sie den 
Tag angibt, an dem dieser Widerruf wirksam wird. 

Erstreckung des räumlichen Geltungsbereichs 

Artikel 30 

(1) Jede Vertragspartei kann bei Unterzeichnung dieses Übereinkommens 
ohne Vorbehalt der Ratifikation oder bei Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde oder in jedem späteren Zeitpunkt durch Notifikation an den 
Verwahrer erklären, daß dieses Übereinkommen auch für alle oder für einzelne 
Gebiete gilt, deren internationale Beziehungen sie wahrnimmt. Diese Notifikation 
wird drei Monate nach ihrem Eingang beim Verwahrer wirksam. Das Überein­
kommen findet jedoch auf die in der Notifikation genannten Gebiete erst dann 
Anwendung, wenn es für die betreffende Vertragspartei in Kraft getreten ist. 

▼B



 

01993D0329 — DE — 27.05.1993 — 000.001 — 14 

(2) Jede Vertragspartei, die dieses Übereinkommen durch Notifikation nach 
Absatz 1 auf ein Gebiet erstreckt hat, dessen internationale Beziehungen sie 
wahrnimmt, kann dem Verwahrer nach Artikel 31 notifizieren, daß dieses Gebiet 
das Übereinkommen nicht mehr anwendet. 

Kündigung 

Artikel 31 

(1) Dieses Übereinkommen wird auf unbegrenzte Zeit abgeschlossen. Jede 
Vertragspartei kann jedoch das Überankommen jederzeit nach dem Tag, an 
dem es gemäß Artikel 26 in Kraft getreten ist, kündigen. 

(2) Die Kündigung wird durch Hinterlegung einer Urkunde beim Verwahrer 
notifiziert. 

(3) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Kündigungsurkunde 
beim Verwahrer wirksam. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für die Anlagen zu diesem Übereinkom­
men, wobei jede Vertragspartei jederzeit nach dem Tag, an dem die Anlagen 
nach Artikel 26 in Kraft getreten sind, die Annahme einer Anlage oder mehrerer 
Anlagen zurückziehen kann. Zieht eine Vertragspartei die Annahme aller Anla­
gen zurück, so gilt dies als Kündigung des Übereinkommens. Zieht eine Ver­
tragspartei die Annahme der Anlage A zurück, so gilt dies ebenfalls als Kündi­
gung des Übereinkommens, auch wenn sie die anderen Anlagen beibehält. 

Verfahren zur Änderung dieses Übereinkommens 

Artikel 32 

(1) Der nach Artikel 22 tagende Verwaltungsausschuß kann Änderungen zu 
diesem Übereinkommen und seinen Anlagen empfehlen. 

(2) Der Verwahrer übermittelt den Vertragsparteien dieses Übereinkommens, 
den anderen Unterzeichnern und den Mitgliedern des Rates, die keine Vertrags­
parteien dieses Übereinkommens sind, den Wortlaut jeder auf diese Weise emp­
fohlenen Änderung. 

(3) Jede nach Absatz 2 mitgeteilte Änderungsempfehlung tritt für alle Ver­
tragsparteien sechs Monate nach Ablauf einer Frist von 12 Monaten nach dem 
Datum der Mitteilung der Änderungsempfehlung in Kraft, wenn nicht während 
dieser Frist eine Vertragspartei dem Verwahrer einen Einwand gegen die Ände­
rungsempfehlung notifiziert hat. 

(4) Ist dem Verwahrer ein Einwand gegen die Änderungsempfehlung vor 
Ablauf der in Absatz 3 bezeichneten Frist von zwölf Monaten notifiziert worden, 
so gilt die Änderung als nicht angenommen und bleibt ohne jede Wirkung. 

(5) Für Zwecke der Notifizierung eines Einwands gilt jede Anlage als ein 
Übereinkommen für sich. 

▼B
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Annahme von Änderungen 

Artikel 33 

(1) Ratifiziert eine Vertragspartei dieses Übereinkommen oder tritt sie ihm bei, 
so gelten die Änderungen, die im Zeitpunkt der Hinterlegung ihrer Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde in Kraft sind, als von ihr angenommen. 

(2) Nimmt eine Vertragspartei eine Anlage an und legt sie keine Vorbehalte 
nach Artikel 29 ein, so gelten die Änderungen dieser Anlage, die im Zeitpunkt 
der Notifikation dieser Annahme an den Verwahrer in Kraft sind, als von dieser 
Vertragspartei angenommen. 

Registrierung und verbindlicher Wortlaut 

Artikel 34 

Nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen wird dieses Übereinkommen 
auf Antrag des Verwahrers beim Sekretariat der Vereinten Nationen registriert.Zu 
Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Über­
einkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Istanbul am 26. Juni neunzehnhundertneunzig in einer Urschrift in 
englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver­
bindlich ist. 

Der Verwahrer wird ersucht, verbindliche Übersetzungen in arabischer, chinesi­
scher, russischer und spanischer Sprache anzufertigen und zu verteilen. 

▼B
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ANLAGE A 

ANLAGE ÜBER ZOLLPAPIERE FÜR DIE VORÜBERGEHENDE 
VERWENDUNG 

(CARNETS ATA, ZOLLPASSIERSCHEINHEFTE) 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Zollpapier für die vorübergehende Verwendung: 

das als Zollanmeldung gültige internationale Zollpapier, durch das die Näm­
lichkeit der Waren (einschließlich Beförderungsmittel) gesichert werden kann 
und das eine international gültige Sicherheit für die Entrichtung der Eingangs­
abgaben einschließt; 

b) Carnet ATA: 

das Zollpapier für die vorübergehende Verwendung, das für die vorüber­
gehende Verwendung von Waren, ausgenommen Beförderungsmittel, verwen­
det wird; 

c) Zollpassierscheinheft: 

das Zollpapier für die vorübergehende Verwendung, das für die vorüber­
gehende Verwendung von Beförderungsmitteln verwendet wird; 

d) Bürgschaftskette: 

ein von einer internationalen Organisation verwaltetes Bürgschaftssystem, 
dem bürgende Verbände angehören; 

e) internationale Organisation: 

eine Organisation, der innerstaatliche Verbände angehören, die berechtigt 
sind, für Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung zu bürgen und 
sie auszustellen; 

f) bürgender Verband: 

einen Verband, der von den Zollbehörden einer Vertragspartei zur Bürg­
schaftsleistung für die in Artikel 8 dieser Anlage genannten Beträge im Gebiet 
dieser Vertragspartei zugelassen ist und einer Bürgschaftskette angehört; 

g) ausgebender Verband: 

einen Verband, der von den Zollbehörden zur Ausstellung von Zollpapieren 
für die vorübergehende Verwendung zugelassen ist und unmittelbar oder 
mittelbar einer Bürgschaftskette angehört; 

h) zuständiger ausgebender Verband: 

einen in einer anderen Vertragspartei errichteten und derselben Bürgschafts­
kette angehörenden ausgebenden Verband; 

i) Zollgutversand: 

das Zollverfahren, in dem Waren unter zollamtlicher Überwachung von einer 
Zollstelle zu einer anderen Zollstelle befördert werden. 

▼B
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KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei erkennt nach Artikel 5 des Übereinkommens anstelle 
ihrer innerstaatlichen Zollpapiere und als gültige Sicherheit für die Entrichtung 
der in Artikel 8 dieser Anlage genannten Beträge die für ihr Gebiet gültigen 
Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung an, die nach dieser Anlage für 
Waren (einschließlich Beförderungsmittel) ausgestellt und verwendet werden, die 
nach den anderen von der Vertragspartei angenommenen Anlagen des Überein­
kommens vorübergehend eingeführt werden. 

(2) Jede Vertragspartei kann unter denselben Voraussetzungen ausgestellte 
und verwendete Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung auch für Ver­
fahren der vorübergehenden Verwendung nach ihren innerstaatlichen Gesetzen 
und sonstigen Vorschriften anerkennen. 

(3) Jede Vertragspartei kann unter denselben Voraussetzungen ausgestellte 
und verwendete Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung für den Zoll­
gutversand anerkennen. 

(4) Zur Veredelung oder Ausbesserung bestimmte Waren (einschließlich Be­
förderungsmittel) dürfen nicht mit Zollpapieren für die vorübergehende Verwen­
dung eingeführt werden. 

Artikel 3 

(1) Die Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung entsprechen den 
Mustern in den Anhängen zu dieser Anlage, das Carnet ATA dem Anhang I, 
das Zollpassierscheinheft dem Anhang II. 

(2) Die Anhänge zu dieser Anlage gelten als Bestandteil der Anlage. 

KAPITEL III 

Bürgschaft und Ausgabe von Zollpapieren für die vorübergehende 
Verwendung 

Artikel 4 

(1) Jede Vertragspartei kann gegen Sicherheiten und unter Bedingungen, die 
sie festsetzt, bürgenden Verbänden die Bewilligung erteilen, die Bürgschaft zu 
übernehmen und entweder selbst oder durch ausgebende Verbände Zollpapiere 
für die vorübergehende Verwendung auszugeben. 

(2) Ein bürgender Verband wird von einer Vertragspartei nur zugelassen, 
wenn seine Bürgschaft sich auf die im Gebiet dieser Vertragspartei entstandenen 
Verbindlichkeiten aus Vorgängen mit Waren (einschließlich Beförderungsmittel) 
erstreckt, für die Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung von den zu­
ständigen ausgebenden Verbänden ausgegeben worden sind. 

Artikel 5 

(1) Die ausgebenden Verbände dürfen nur Zollpapiere für die vorübergehende 
Verwendung ausstellen, deren Gültigkeitsdauer ein Jahr vom Tag der Ausstellung 
an nicht überschreitet. 

(2) Die Angaben des ausgebenden Verbandes in den Zollpapieren für die 
vorübergehende Verwendung dürfen nur mit Zustimmung des ausgebenden 
oder des bürgenden Verbandes geändert werden. Nach der Annahme der Zoll­
papiere durch die Zollbehörden des Gebietes der vorübergehenden Verwendung 
dürfen Änderungen in den Zollpapieren nur noch mit Zustimmung dieser Behör­
den vorgenommen werden. 

▼B
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(3) Nach Aushändigung eines Carnet ATA darf in die Warenliste auf der 
Rückseite des Umschlagblattes und gegebenenfalls auf Zusatzblättern (All­
gemeine Liste) keine Ware mehr aufgenommen werden. 

Artikel 6 

Das Zollpapier für die vorübergehende Verwendung muß folgende Angaben 
enthalten: 

— den Namen des ausgebenden Verbandes; 

— den Namen der internationalen Bürgschaftskette; 

— die Länder und Zollgebiete, in denen das Zollpapier gültig ist; und 

— den Namen der bürgenden Verbände der betreffenden Länder und Zollgebiete. 

Artikel 7 

Die Wiederausfuhrfrist für die mit einem Zollpapier für die vorübergehende Ver­
wendung eingeführten Waren (einschließlich Beförderungsmittel) darf die Gültig­
keitsdauer des Zollpapiers nicht überschreiten. 

KAPITEL IV 

Bürgschaft 

Artikel 8 

(1) Jeder bürgende Verband.verpflichtet sich gegenüber den Zollbehörden der 
Vertragspartei, in deren Gebiet er seinen Sitz hat, zur Entrichtung der Eingangs­
abgaben und der sonstigen Beträge mit Ausnahme der in Artikel 4 Absatz 4 des 
Übereinkommens genannten Beträge, die bei Nichterfüllung der für die vorüber­
gehende Verwendung oder den Zollgutversand geltenden Bedingungen für Waren 
(einschließlich Beförderungsmittel) zu zahlen sind, die mit einem vom zuständi­
gen ausgebenden Verband ausgestellten Zollpapier für die vorübergehende Ver­
wendung in dieses Gebiet verbracht werden. Er haftet mit den Personen, die die 
vorgenannten Beträge schulden, gesamtschuldnerisch für die Entrichtung dieser 
Beträge. 

(2) Carnet ATA 

Der bürgende Verband ist nicht verpflichtet, einen die Eingangsabgaben um mehr 
als 10 vom Hundert übersteigenden Betrag zu entrichten. 

Zollpassierscheinheft 

Der vom bürgenden Verband verlangte Betrag darf nicht höher sein als die 
Summe der zu entrichtenden Eingangsabgaben zuzüglich etwaiger Zinsen. 

(3) Haben die Zollbehörden des Gebietes der vorübergehenden Verwendung 
ein Zollpapier für die vorübergehende Verwendung für bestimmte Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) vorbehaltlos erledigt, so können sie vom bürgen­
den Verband für diese Waren (einschließlich Beförderungsmittel) die Entrichtung 
der in Absatz 1 genannten Beträge nicht mehr verlangen. Dagegen kann eine 
Forderung dem. bürgenden Verband gegenüber noch geltend gemacht werden, 
wenn nachträglich festgestellt wird, daß die Erledigung des Zollpapiers nicht 
ordnungsgemäß oder auf betrügerische Weise erwirkt worden ist oder daß die 
für die vorübergehende Verwendung oder den Zollgutversand geltenden Bestim­
mungen verletzt worden sind. 

▼B
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(4) Carnet ATA 

Die Zollbehörden können die Entrichtung der in Absatz 1 genannten Beträge 
Vom bürgenden Verband nicht mehr verlangen, wenn ein solcher Anspruch nicht 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des Carnet ATA bei 
diesem Verband geltend gemacht worden ist. 

Zollpassierscheinheft 

Die Zollbehörden können die Entrichtung der in Absatz 1 genannten Beträge 
vom bürgenden Verband nicht mehr verlangen, wenn dem bürgenden Verband 
die Nichterledigung des Zollpassierscheinheftes nicht innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf der Gültigkeitsdauer dieses Heftes mitgeteilt worden ist. Außerdem liefern 
die Zollbehörden dem bürgenden Verband innerhalb eines Jahres nach Mitteilung 
der Nichterledigung Einzelheiten über die Berechnung der Eingangsabgaben. 
Werden diese Auskünfte nicht innerhalb eines Jahres geliefert, so erlischt die 
Haftung des bürgenden Verbandes für diese Beträge. 

KAPITEL V 

Erledigung der Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung 

Artikel 9 

(1) Carnet ATA 

a) Die bürgenden Verbände können innerhalb einer Frist von sechs Monaten von 
dem Tag, an dem die Zollbehörden die Entrichtung der in Artikel 8 Absatz 1 
dieser Anlage genannten Beträge verlangen, nachweisen, daß die Waren ge­
mäß dieser Anlage wiederausgeführt worden sind oder das Carnet ATA auf 
andere Weise ordnungsgemäß erledigt worden ist. 

b) Wird dieser Nachweis innerhalb der vorgesehenen Frist nicht erbracht, so hat 
der bürgende Verband diese Beträge sofort zu hinterlegen oder vorläufig zu 
entrichten. Die hinterlegten oder vorläufig entrichteten Beträge werden nach 
Ablauf von drei Monaten vom Tag der Hinterlegung oder Entrichtung an 
endgültig vereinnahmt. Während dieser Zeit kann der bürgende Verband 
noch den Nachweis nach Buchstabe a) erbringen, um die Erstattung der hin­
terlegten oder entrichteten Beträge zu erwirken. 

c) Bei Vertragsparteien, deren Gesetze und sonstige Vorschriften die Hinterle­
gung oder vorläufige Entrichtung von Eingangsabgaben nicht vorsehen, gelten 
die nach Buchstabe b) entrichteten Beträge als endgültig vereinnahmt; sie 
werden jedoch zurückgezahlt, wenn der Nachweis nach Buchstabe a) inner­
halb von drei Monaten vom Tag der Entrichtung an erbracht wird. 

(2) Zollpassierscheinheft 

a) Die bürgenden Verbände können innerhalb einer Frist von einem Jahr von 
dem Tag der Mitteilung über die Nichterledigung der Zollpassierscheinhefte 
nachweisen, daß die Beförderungsmittel gemäß dieser Anlage wiederaus­
geführt worden sind oder das Zollpassierscheinheft auf andere Weise ord­
nungsgemäß erledigt worden ist. Diese Frist gilt jedoch erst vom Tage des 
Ablaufs der Gültigkeitsdauer des Zollpassierscheinhefts an. Erkennen die 
Zollbehörden die Gültigkeit des Nachweises nicht an, so haben sie den bür­
genden Verband innerhalb eines Jahres entsprechend zu unterrichten. 

▼B
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b) Wird dieser Nachweis innerhalb der vorgesehenen Frist nicht erbracht, so hat 
der bürgende Verband die zu entrichtenden Eingangsabgaben innerhalb einer 
Frist von höchstens drei Monaten zu hinterlegen oder vorläufig zu entrichten. 
Die hinterlegten oder vorläufig entrichteten Eingangsabgaben werden nach 
Ablauf eines Jahres vom Tag der Hinterlegung oder Entrichtung an endgültig 
vereinnahmt. Während dieses Zeitraums kann der bürgende Verband noch den 
Nachweis nach Buchstabe a) erbringen, um die Erstattung der hinterlegten 
oder entrichteten Beträge zu erwirken. 

c) Bei Vertragsparteien, deren Gesetze und sonstige Vorschriften die Hinterle­
gung oder vorläufige Entrichtung von Eingangsabgaben nicht vorsehen, gelten 
die nach Buchstabe b) entrichteten Beträge als endgültig vereinnahmt; sie 
werden jedoch zurückgezahlt, wenn der Nachweis nach Buchstabe a) inner­
halb eines Jahres vom Tag der Entrichtung an erbracht wird. 

Artikel 10 

(1) Die Wiederausfuhr der mit einem Zollpapier für die vorübergehende Ver­
wendung eingeführten Waren (einschließlich Beförderungsmittel) ist durch das 
ordnungsgemäß ausgefüllte und mit dem Stempel der Zollbehörden des Gebiets 
der vorübergehenden Verwendung versehene Wiederausfuhrblatt (Stamm­
abschnitt) nachzuweisen. 

(2) Ist die Wiederausfuhr nicht nach Absatz 1 bescheinigt worden, so können 
die Zollbehörden des Gebiets der vorübergehenden Verwendung auch nach Ab­
lauf der Gültigkeitsdauer des Zollpapiers für die vorübergehende Verwendung als 
Nachweis der Wiederausfuhr anerkennen: 

a) die von den Zollbehörden einer anderen Vertragspartei im Zollpapier für die 
vorübergehende Verwendung bei der Einfuhr oder Wiedereinfuhr vorgenom­
menen Eintragungen oder eine Bescheinigung dieser Behörden aufgrund von 
Eintragungen in einem vom Zollpapier bei der Einfuhr oder Wiedereinfuhr in 
ihr Gebiet entnommenen Trennabschnitt, sofern sich diese Eintragungen auf 
eine Einfuhr oder Wiedereinfuhr beziehen, die feststellbar später als die nach­
zuweisende Wiederausfuhr stattgefunden hat; 

b) jedes andere Beweismittel dafür, daß sich die Waren (einschließlich Beför­
derungsmittel) außerhalb des genannten Gebiets befinden. 

(3) Verzichten die Zollbehörden einer Vertragspartei auf die Wiederausfuhr 
bestimmter, mit einem Zollpapier für die vorübergehende Verwendung in ihr 
Gebiet eingeführter Waren (einschließlich Beförderungsmittel), so wird der bür­
gende Verband erst dann von seinen Verpflichtungen frei, wenn diese Behörden 
im Zollpapier bescheinigt haben, daß die Zollbehandlung dieser Waren (ein­
schließlich Beförderungsmittel) ordnungsgemäß erledigt worden ist. 

Artikel 11 

In den Fällen des Artikels 10 Absatz 2 dieser Anlage sind die Zollbehörden 
berechtigt, für die Erledigung eine Gebühr zu erheben. 

KAPITEL VI 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 12 

Die am Amtsplatz der Zollstellen während der Öffnungszeiten erteilten Beschei­
nigungen in den nach dieser Anlage verwendeten Zollpapieren für die vorüber­
gehende Verwendung sind gebührenfrei. 

▼B
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Artikel 13 

Bei Vernichtung oder Zerstörung, Verlust oder Diebstahl eines Zollpapiers für 
die vorübergehende Verwendung von Waren (einschließlich Beförderungsmittel), 
die sich im Gebiet einer Vertragspartei befinden, erkennen die Zollbehörden 
dieser Vertragspartei auf Antrag des ausgebenden Verbandes vorbehaltlich der 
von ihnen festgesetzten Bedingungen ein Ersatzpapier an, dessen Gültigkeit am 
gleichen Tag abläuft wie die des ersetzten Zollpapiers. 

Artikel 14 

(1) Ist vorauszusehen, daß die vorübergehende Verwendung die Gültigkeits­
dauer des Zollpapiers für die vorübergehende Verwendung überschreitet, weil der 
Inhaber des Papiers die Waren (einschließlich Beförderungsmittel) innerhalb die­
ses Zeitraums nicht wiederausführen kann, so kann der ausgebende Verband ein 
Ersatzpapier ausstellen. Dieses Ersatzpapier ist den Zollbehörden der betreffenden 
Vertragsparteien zur Prüfung vorzulegen. Bei Annahme des Ersatzpapiers erledi­
gen die betreffenden Zollbehörden das ersetzte Papier. 

(2) Die Gültigkeitsdauer der Zollpassierscheinhefte kann nur einmal für höchs­
tens ein Jahr verlängert werden. Nach Ablauf dieser Frist ist ein neues Zoll­
passierscheinheft als Ersatz für das abgelaufene auszustellen und von den Zoll­
behörden anzuerkennen. 

Artikel 15 

In den Fällen des Artikels 7 Absatz 3 des Übereinkommens benachrichtigen die 
Zollbehörden nach Möglichkeit den bürgenden Verband, wenn von ihnen oder 
auf ihre Veranlassung mit einem Zollpapier in die vorübergehende Verwendung 
übergeführte Waren (einschließlich Beförderungsmittel) beschlagnahmt worden 
sind, für deren Eingangsabgaben dieser Verband haftet; sie teilen ihm außerdem 
die beabsichtigten Maßnahmen mit. 

Artikel 16 

Im Fall eines Zollvergehens, einer anderen Zuwiderhandlung oder eines Miß­
brauchs sind die Vertragsparteien ungeachtet der Bestimmungen dieser Anlage 
berechtigt, gegen die Benutzer eines Zollpapiers für die vorübergehende Ver­
wendung die erforderlichen Maßnahmen zur Erhebung der zu entrichtenden Ein­
gangsabgaben und sonstigen Beträge und zur Verhängung von Strafen oder 
Bußen zu treffen, die diese Personen verwirkt haben. In diesen Fällen haben 
die Verbände den Zollbehörden ihre Unterstützung zu gewähren. 

Artikel 17 

Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung oder Teile davon, die in dem 
Gebiet, in das sie eingeführt werden, ausgegeben wurden oder zur Ausgabe in 
diesem Gebiet bestimmt sind und die einem ausgebenden Verband von einem 
bürgenden Verband, von einer internationalen Organisation oder von den Zoll­
behörden einer Vertragspartei zugesandt werden, sind von Eingangsabgaben so­
wie von Einfuhrverboten und Einfuhrbeschränkungen befreit. Entsprechende Er­
leichterungen gelten auch für die Ausfuhr. 

Artikel 18 

(1) Die Vertragsparteien können einen Vorbehalt nach Artikel 29 des Über­
einkommens in bezug auf die Anerkennung von Carnets ATA für den Postver­
kehr einlegen. 

(2) Andere Vorbehalte zu dieser Anlage sind nicht zulässig. 

▼B
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Artikel 19 

(1) Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Über­
einkommens das Zollübereinkommen über das Carnet ATA für die vorüber­
gehende Einfuhr von Waren (ATA-Übereinkommen), Brüssel, 6. Dezember 
1961, in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien, die diese Anlage an­
genommen haben und die Vertragsparteien des genannten Übereinkommens sind, 
außer Kraft und tritt an dessen Stelle. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1 sind Carnets ATA, die vor 
Inkrafttreten dieser Anlage nach dem ATA-Übereinkommen ausgestellt worden 
sind, anzuerkennen, bis die Vorgänge, für die sie ausgestellt wurden, abgeschlos­
sen sind. 

▼B
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Appendice I de l’annexe A 

Appendix I to Annex A 

Anhang I zu Anlage A 

MODELE DE CARNET ATA 

MODEL OF ATA CARNET 

VORDRUCK DES CARNET ATA 

Le carnet ATA est imprime en français ou en anglais et, au besoin, dans une 
deuxième langue. 

Les dimensions du carnet ATA sont 396x210 mm et Celles des volets 
297x210 mm. 

The ATA carnet shall be printed in English or French and may also be 
printed in a second language. 

The size of the ATA carnet shall be 396x210 mm and that of the vouchers 
297x210 mm. 

Das Carnet ATA wird in englischer oder französischer Sprache und im 
Bedarfsfall in einer zweiten Sprache gedruckt. 

Die Maße des Carnet ATA sind 396x210 mm und die der Trennabschnitte 
297x210 mm. 

▼B
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Appendice II de l’annexe A 

Appendix II to Annex A 

Anhang II zu Anlage A 

MODÈLE DE CARNET CPD 

MODEL OF CPD CARNET 

VORDRUCK DES ZOLLPASSIERSCHEINHEFTS 

Toutes les mentions imprimées du carnet CPD sont rédigées en français et 
en anglais. 

Les dimensions du carnet CPD sont 21x29,7 cm. 

L’association émettrice doit faire figurer son nom sur chacun des volets et 
faire suivre ce nom des initiales de la chaîne de garantie à laquelle eile est 

affiliée. 

The CPD carnet is printed in English and French. 

The size of the CPD carnet shall be 21 x 29,7 cm. 

The issuing association shall insert its name on each voucher and shall 
include the initials of the international guaranteeing chain to which it be­

longs. 

Alle vorgedruckten Angaben im Zollpassierscheinheft sind in englischer und 
französischer Sprache abzufassen. 

Die Maße des Zollpassierscheinhefts sind 21x29,7 cm. 

Der ausgebende Verband hat auf jedem Blatt seinen Namen und anschlie­
ßend die Anfangsbuchstaben der internationalen Bürgschaftskette zu ver­

merken, der er angehört. 

▼B
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ANLAGE B.1 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE AUF AUSSTELLUNGEN, MESSEN, 
KONGRESSEN ODER ÄHNLICHEN VERANSTALTUNGEN 

AUSGESTELLT ODER VERWENDET WERDEN SOLLEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet Veranstaltung; 

1. Ausstellungen, Messen und ähnliche Leistungsschauen des Handels, der In­
dustrie, der Landwirtschaft oder des Handwerks; 

2. Ausstellungen oder Veranstaltungen, die in erster Linie karitativen Zwecken 
dienen; 

3. Ausstellungen oder Veranstaltungen, die in erster Linie der Förderung der 
Wissenschaft, der Technik, des Handwerks, der Kunst, der Erziehung oder 
der Kultur, des Sports, der Religion, des Kultes, des Fremdenverkehrs oder 
der Völkerverständigung dienen; 

4. Treffen von Vertretern internationaler Organisationen oder internationaler 
Gruppen von Organisationen; 

5. Treffen oder Gedächtnisfeiern offiziellen Charakters; 

ausgenommen davon sind Ausstellungen privater Natur, die in Verkaufsstellen 
oder Geschäftsräumen zum Verkauf ausländischer Waren durchgeführt werden. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

(1) Zur vorübergehenden Verwendung werden nach Artikel 2 des Überein­
kommens zugelassen: 

a) Waren, die auf einer Veranstaltung ausgestellt oder vorgeführt werden sollen, 
einschließlich der in den Anlagen zum Abkommen über die Einfuhr von 
Gegenständen erzieherischen, wissenschaftlichen oder kulturellen Charakters, 
UNESCO, New York, 22. November 1950, und dem dazugehörigen Pro­
tokoll, Nairobi, 26. November 1976, genannten Gegenstände; 

b) Waren, die im Zusammenhang mit der Ausstellung ausländischer Erzeugnisse 
auf einer Veranstaltung verwendet werden sollen, wie 

i) Waren, die zur Vorführung der ausgestellten ausländischen Maschinen 
oder Apparate benötigt werden, 

ii) Konstruktions- und Ausstattungsmaterial, einschließlich der elektrotech­
nischen Ausrüstung für die für eine begrenzte Zeit zu errichtenden Stände 
ausländischer Aussteller, 

iii) Werbe- und Anschauungsmaterial, das offensichtlich zur Werbung für die 
ausgestellten ausländischen Waren verwendet werden soll, wie Ton- und 
Videoaufnahmen, Filme und Diapositive sowie die zu ihrer Vorführung 
erforderlichen Apparate; 

c) Gegenstände, einschließlich Übersetzungseinrichtungen, Ton- und Videoauf­
nahmegeräte und Filme erzieherischen, wissenschaftlichen oder kulturellen 
Charakters, die auf internationalen Treffen, Konferenzen oder Kongressen 
verwendet werden sollen. 

▼B
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(2) Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen 
zu können, 

a) muß Anzahl oder Menge jeder eingeführten Ware ihrer Zweckbestimmung 
angemessen sein; 

b) muß den Zollbehörden des Gebietes der vorübergehenden Verwendung glaub­
haft gemacht werden, daß die Bedingungen dieses Übereinkommens erfüllt 
werden. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Die in die vorübergehende Verwendung übergeführten Waren dürfen, solange sie 
die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Erleichterungen genießen, nicht 

a) verliehen, vermietet oder sonst gegen Entgelt verwendet werden oder 

b) von dem Veranstaltungsgelände entfernt werden, 

es sei denn, daß das innerstaatliche Recht des Landes der vorübergehenden Ver­
wendung dies gestattet. 

Artikel 4 

(1) Die Wiederausfuhrfrist für Waren, die eingeführt werden, um auf Ausstel­
lungen, Messen, Kongressen oder ähnlichen Veranstaltungen ausgestellt oder 
verwendet zu werden, beträgt mindestens sechs Monate ab dem Tag der Über­
führung in die vorübergehende Verwendung. 

(2) Unbeschadet von Absatz 1 lassen die Zollbehörden zu, daß Waren, die auf 
einer späteren Veranstaltung ausgestellt oder verwendet werden sollen, im Gebiet 
der vorübergehenden Verwendung verbleiben dürfen, sofern die in den Gesetzen 
oder sonstigen Vorschriften dieses Gebietes vorgesehenen Voraussetzungen er­
füllt und die Waren innerhalb eines Jahres nach dem Tag der Überführung in die 
vorübergehende Verwendung wiederausgeführt werden. 

Artikel 5 

(1) Nach Artikel 13 des Übereinkommens werden folgende Waren frei von 
Eingangsabgaben und frei von Einfuhrverboten und Einfuhrbeschränkungen in 
den freien Verkehr übergeführt: 

a) kleine Muster einschließlich Kostproben von Lebensmitteln und Getränken, 
die auf der Veranstaltung ausgestellte ausländische Waren darstellen und 
entweder als fertige Muster eingeführt oder erst auf der Veranstaltung aus 
nicht abgepackt eingeführten Waren hergestellt worden sind, wenn 

i) sie unentgeltlich aus dem Ausland geliefert und nur auf der Veranstaltung 
an die Besucher zu ihrer persönlichen Verwendung oder zu ihrem per­
sönlichen Verbrauch unentgeltlich verteilt werden, 

ii) sie als Werbemuster erkennbar sind und nur einen geringen Einzelwert 
haben, 

iii) sie für kommerzielle Zwecke ungeeignet und gegebenenfalls in Mengen 
abgepackt sind, die erheblich kleiner als die kleinsten im Einzelhandel 
verkauften Mengen sind, 

▼B
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iv) die nicht in Packungen nach Ziffer iii) verteilten Kostproben von Lebens­
mitteln und Getränken auf der Veranstaltung verzehrt werden, 

v) Gesamtwert und Gesamtmenge der Muster nach Ansicht der Zollbehörden 
des Landes der vorübergehenden Verwendung der Art der Veranstaltung, 
der Zahl ihrer Besucher und dem Ausmaß der Beteiligung des Ausstellers 
angemessen sind; 

b) Waren, die ausschließlich zu ihrer Vorführung oder zur Vorführung der auf 
der Veranstaltung ausgestellten ausländischen Maschinen oder Apparate ein­
geführt und im Verlauf der Vorführung verbraucht, vernichtet oder zerstört 
werden, sofern Gesamtwert und Gesamtmenge der Waren nach Ansicht der 
Zollbehörden des Gebietes der vorübergehenden Verwendung der Art der 
Veranstaltung, der Zahl ihrer Besucher und dem Ausmaß der Beteiligung 
des Ausstellers angemessen sind; 

c) Waren mit geringem Wert, die bei der Errichtung, Einrichtung und Ausstat­
tung der für eine begrenzte Zeit zu errichtenden Stände ausländischer Aus­
steller verbraucht werden, wie Farben, Lacke und Tapeten; 

d) Drucksachen, Kataloge, Prospekte, Preislisten, Werbeplakate, Kalender (auch 
mit Bildern) und unge- rahmte Lichtbilder, die offensichtlich zur Werbung für 
die ausgestellten ausländischen Waren verwendet werden sollen, wenn 

i) diese Waren unentgeltlich aus dem Ausland geliefert und nur auf der 
Veranstaltung an die Besucher unentgeltlich verteilt werden, und 

ii) Gesamtwert und Gesamtmenge dieser Waren nach Ansicht der Zollbehör­
den des Landes der vorübergehenden Verwendung der Art der Veranstal­
tung, der Zahl ihrer Besucher und dem Ausmaß der Beteiligung des Aus­
stellers angemessen sind; 

e) Akten, schriftliche Aufzeichnungen, Formblätter und sonstige Schriftstücke, 
die zur Verwendung als solche auf oder im Zusammenhang mit internationa­
len Treffen, Konferenzen oder Kongressen eingeführt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für alkoholische Getränke, Tabak, Tabakwaren sowie 
Brenn- und Treibstoffe. 

Artikel 6 

(1) Bei der Einfuhr und Wiederausfuhr von Waren, die auf einer Veranstal­
tung ausgestellt oder verwendet werden sollen oder ausgestellt oder verwendet 
worden sind, werden die Zollbeschau und die Zollabfertigung in allen Fällen, in 
denen dies möglich und zweckmäßig ist, auf dem Veranstaltungsgelände 
vorgenommen. 

(2) Jede Vertragspartei wird sich bemühen, innerhalb des Geländes einer auf 
ihrem Gebiet stattfindenden Veranstaltung für eine angemessene Zeitdauer je­
weils eine Zollstelle einzurichten, wenn sie dies wegen der Bedeutung und Größe 
der Veranstaltung für zweckmäßig hält. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten auch für Erzeugnisse, die im 
Verlauf der Veranstaltung bei der Vorführung ausgestellter Maschinen oder Ap­
parate aus vorübergehend eingeführten Waren anfallen. 

▼B
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Artikel 8 

Jede Vertragspartei kann einen Vorbehalt nach Artikel 29 des Übereinkommens 
in bezug auf die Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe a) dieser 
Anlage einlegen. 

Artikel 9 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens das Zollübereinkommen über Erleichterungen für die Einfuhr von Waren, 
die auf Ausstellungen, Messen, Kongressen oder ähnlichen Veranstaltungen aus­
gestellt oder verwendet werden sollen, Brüssel, 8. Juni 1961, in den Beziehungen 
zwischen den Vertragsparteien, die diese Anlage angenommen haben und die 
Vertragsparteien des genannten Zollübereinkommens sind, außer Kraft und tritt 
an dessen Stelle. 

▼B
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ANLAGE B.2 

ANLAGE ÜBER BERUFSAUSRÜSTUNG 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet Berufsausrüstung: 

1. Ausrüstung für Presse, Rundfunk und Fernsehen, welche Vertreter der Presse, 
des Rundfunks oder des Fernsehens benötigen, die zur Berichterstattung oder 
für Aufnahmen oder Sendungen im Rahmen bestimmter Programme in ein 
anderes Land einreisen. Eine erläuternde Liste ist im Anhang I enthalten; 

2. kinematographische Ausrüstung, die eine Person benötigt, die zur Herstellung 
eines bestimmten Films oder mehrerer bestimmter Filme in ein anderes Land 
einreist. Eine erläuternde Liste ist im Anhang II enthalten; 

3. jede andere Ausrüstung, die eine Person, welche zur Durchführung einer 
bestimmten Aufgabe in ein anderes Land einreist, zur Ausübung ihres Gewer­
bes oder Berufs benötigt. Dazu gehört nicht die Ausrüstung, die zur gewerb­
lichen Herstellung, zum Abpacken von Waren oder (soweit es sich nicht um 
Handwerkszeuge handelt) zur Ausbeutung von Bodenschätzen, für die Errich­
tung, Instandsetzung oder Instandhaltung von Gebäuden, zu Erdarbeiten oder 
zu ähnlichen Zwek- ken verwendet werden soll. Eine erläuternde Liste ist im 
Anhang III enthalten; 

4. das jeweilige Hilfsgerät zu der in den Punkten 1, 2 und 3 genannten Aus­
rüstung und das Zubehör. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Zur vorübergehenden Verwendung werden nach Artikel 2 des Übereinkommens 
zugelassen: 

a) Berufsausrüstung; 

b) Ersatzteile, die zur Instandsetzung von Berufsausrüstung eingeführt werden, 
die bereits nach Buchstabe a) in die vorübergehende Verwendung übergeführt 
worden ist. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

(1) Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen 
zu können, muß die Berufsausrüstung 

a) im Eigentum einer Person stehen, die ihren Wohnsitz oder Sitz außerhalb des 
Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat; 
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b) von einer Person eingeführt werden, die ihren Wohnsitz oder Sitz außerhalb 
des Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat; 

c) nur von der in das Gebiet der vorübergehenden Verwendung einreisenden 
Person oder unter ihrer persönlichen Aufsicht benutzt werden. 

(2) Absatz 1 Buchstabe c) gilt nicht für eine Ausrüstung, die für die Herstel­
lung eines Films, einer Fernsehsendung oder audiovisueller Arbeiten im Rahmen 
eines Vertrages über eine Gemeinschaftsproduktion eingeführt wird, der mit einer 
Person, die ihren Sitz im Gebiet der vorübergehenden Verwendung hat, geschlos­
sen worden ist und den die zuständigen Behörden dieses Gebietes aufgrund einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung über die Gemeinschaftsproduktion genehmigt 
haben. 

(3) Die kinematographische Ausrüstung und die Ausrüstung für Presse, Rund­
funk und Fernsehen dürfen nicht Gegenstand eines Miet- oder ähnlichen Ver­
trages sein, der mit einer Person geschlossen worden ist, die ihren Sitz im Gebiet 
der vorübergehenden Verwendung hat; dies gilt jedoch nicht im Fall von gemein­
samen Rundfunk- und Fernsehsendungen. 

Artikel 4 

(1) Für die vorübergehende Verwendung von Ausrüstung für Rundfunk und 
Fernsehen sowie von Rundfunk- und Fernsehübertragungswagen und ihrer Aus­
rüstung, die von für diesen Zweck durch die Zollbehörden des Gebietes der 
vorübergehenden Verwendung anerkannten öffentlichen oder privaten Einrichtun­
gen eingeführt werden, wird weder die Vorlage eines Zollpapiers noch eine 
Sicherheitsleistung verlangt. 

(2) Die Zollbehörden können die Vorlage einer Liste oder eines genauen Ver­
zeichnisses der in Absatz 1 genannten Ausrüstung mit einer schriftlichen Wieder­
ausfuhrverpflichtung verlangen. 

Artikel 5 

Die Wiederausfuhrfrist für Berufsausrüstung beträgt mindestens zwölf Monate ab 
dem Tag der Überführung in die vorübergehende Verwendung. Für Fahrzeuge 
kann die Wiederausfuhrfrist jedoch je nach Zweck und beabsichtigter Aufent­
haltsdauer im Gebiet der vorübergehenden Verwendung festgesetzt werden. 

Artikel 6 

jede Vertragspartei ist berechtigt, die vorübergehende Verwendung der in den 
Anhängen I bis III genannten Fahrzeuge zu verweigern oder die Bewilligung zu 
widerrufen, wenn die Fahrzeuge auf dem Gebiet der Vertragspartei Personen 
gegen Entgelt aufnehmen oder Waren laden, um innerhalb desselben Gebietes 
die Personen wieder abzusetzen beziehungsweise die Waren wieder auszuladen, 
auch wenn dies nur gelegentlich geschieht. 

Artikel 7 

Die Anhänge dieser Anlage sind Bestandteil dieser Anlage. 

Artikel 8 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens das Zollübereinkommen über die vorübergehende Einfuhr von Berufsaus­
rüstung, Brüssel, 8. Juni 1961, in den Beziehungen zwischen den Vertragspar­
teien, die diese Anlage angenommen haben und die Vertragsparteien des genann­
ten Zollübereinkommens sind, außer Kraft und tritt an dessen Stelle. 
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Anhang I 

AUSRÜSTUNG FÜR PRESSE, RUNDFUNK UND FERNSEHEN 

Erläuternde Liste 

A. Presseausrüstung, wie 

— Personalcomputer; 

— Telefax-Geräte; 

— Schreibmaschinen; 

— Aufnahmeapparate aller Art (Filmkameras und elektronische Kameras); 

— Apparate zum Senden, Aufnehmen oder Wiedergeben von Ton und Bild 
(Tonbandgeräte, Videoaufnahme- und Videowiedergabegeräte, Mikropho­
ne, Mischpulte, Lautsprecher); 

— unbespielte oder bespielte Ton- oder Bildträger; 

— Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen (Os­
zillographen, Test- und Prüfgeräte für Tonbandgeräte und Videogeräte, 
Multimeter, Werkzeugkoffer und Werkzeugtaschen, Vektorskope, Gene­
ratoren zur Erzeugung von Videosignalen usw.); 

— Beleuchtungsgeräte (Scheinwerfer, Transformatoren, Stative); 

— Betriebszubehör (Kassetten, Belichtungsmesser, Objektive, Stative, Akku­
mulatoren, Antriebsriemen, Batterieladegeräte, Monitoren). 

B. Rundfunkausrüstung, wie 

— Fernmeldegeräte, wie Sende-Empfangsgeräte oder Sender, Terminals für 
Netz- oder Kabelanschluß, Satellitenverbindungen; 

— Geräte zur Erzeugung von Tonfrequenzen (Geräte für die Aufnahme, 
Aufzeichnung und Wiedergabe von Ton); 

— Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen (Os­
zillographen, Test- und Prüfgeräte für Tonbandgeräte und Videogeräte, 
Multimeter, Werkzeugkoffer und Werkzeugtaschen, Vektorskope, Geräte 
zur Erzeugung von Videosignalen usw.); 

— Betriebszubehör {Uhren, Stoppuhren, Kompasse, Mikrophone, Mischpul­
te, Tonbänder, Stromaggregate, Transformatoren, Batterien und Akkumu­
latoren, Batterieladegeräte, Heiz-, Belüftungs- und Entlüftungsgeräte 
usw.); 

— unbespielte oder bespielte Tonträger. 

C. Fernsehausrüstung, wie 

— Fernsehkameras; 

— telekinematographische Geräte; 

— Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen; 

— Sende- und Wiederaussendegeräte;, 

— Fernmeldegeräte; 

— Apparate zur Aufnahme oder Wiedergabe von Ton oder Bild (Tonband­
geräte, Videoaufnahme- und Videowiedergabegeräte, Mikrophone, Misch­
pulte, Lautsprecher); 
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— Beleuchtungsgeräte (Scheinwerfer, Transformatoren, Stative); 

— Schneideausrüstung; 

— Betriebszubehör (Uhren, Stoppuhren, Kompasse, Objektive, Belichtungs­
messer, Stative, Batterieladegeräte,. Kassetten, Stromaggregate, Transfor­
matoren, Batterien und Akkumulatoren, Heiz-, Belüf- tungs- und Entlüf­
tungsgeräte usw.); 

— unbespielte oder bespielte Ton- oder Bildträger (Vor- oder Nachspann, 
Stations-Erkennungszeichen, Musikeinblendungen usw.); 

— Probekopien; 

— Musikinstrumente, Kostüme, Kulissen und andere Bühnenrequisiten, Büh­
nen, Masken und Schminkmaterial, Haartrockner. 

D. Für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeu­
ge, wie Fahrzeuge für 

— Fernsehübertragungen; 

— Fernsehzubehör; 

— Aufzeichnung von Videosignalen; 

— Tonaufzeichnungen und Tonwiedergabe; 

— Zeitlupenaufnahmen; 

— Beleuchtung. 
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Anhang II 

KINEMATOGRAPHISCHE AUSRÜSTUNG 

Erläuternde Liste 

A. Ausrüstung, wie 

— Aufnahmeapparate aller Art (Filmkameras und elektronische Kameras); 

— Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen (Os­
zillographen, Test- und Prüfgeräte für Tonbandgeräte und Videogeräte, 
Multimeter, Werkzeugkoffer und Werkzeugtaschen, Vektorskope, Gene­
ratoren zur Ergänzung von Videosignalen usw.); 

— fahrbare Stative für Bildaufnahmeapparate und Kräne; 

— Beleuchtungsgeräte (Scheinwerfer, Transformatoren, Stative); 

— Schneideausrüstung; 

— Apparate zur Aufnahme oder Wiedergabe von Ton oder Bild (Tonband­
geräte, Videoaufnahme- und Videowiedergabegeräte, Mikrophone, Misch­
pulte, Lautsprecher); 

— unbespielte oder bespielte Ton- oder Bildträger (Vor- oder Nachspann, 
Stations-Erkennungszeichen, Musikeinblendungen usw.); 

— Probekopien; 

— Betriebszubehör (Uhren, Stoppuhren, Kompasse, Mikrophone, Mischpul­
te, Tonbänder, Stromaggregate, Transformatoren, Batterien und Akkumu­
latoren, Batterieladegeräte, Heiz-, Belüftungs- und Entlüftungsgeräte 
usw.); 

— Musikinstrumente, Kostüme, Kulissen und andere Bühnenrequisiten, Büh­
nen, Masken und Schminkmaterial, Haartrockner. 

B. Für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeuge. 
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Anhang III 

ANDERE AUSRÜSTUNG 

Erläuternde Liste 

A. Ausrüstung für die Montage, Erprobung, Inbetriebnahme, Prüfung, Über­
wachung, Instandhaltung oder Instandsetzung von Maschinen, Anlagen, Be­
förderungsmitteln usw., wie 

— Werkzeuge; 

— Apparate und Instrumente für Messungen, Prüfungen oder Überwachun­
gen (von Temperatur, Druck, Entfernung, Höhe, Oberfläche, Geschwin­
digkeit usw.) einschließlich elektrotechnischer Geräte (Voltmeter, Am­
peremeter, Meßkabel, Komparatoren, Transformatoren, Registriergeräte 
usw.) und Lehren; 

— Apparate und Ausrüstung zum Photographieren von Maschinen und An­
lagen während oder nach ihrer Montage; 

— Apparate für die technische Überwachung von Schiffen. 

B. Ausrüstung, die Geschäftsleute, Betriebsberater, Sachverständige für Produk­
tivitätsfragen, Buchprüfer und Angehörige ähnlicher Berufe benötigen, wie 

— Personalcomputer; 

— Schreibmaschinen; 

— Ton- und Bildsende-, Ton- und Bildaufnahme- oder Ton- und Bildwieder­
gabegeräte; 

— Rechengeräte und Rechenapparate. 

C. Ausrüstung, die Sachverständige benötigen, welche topographische Unter­
suchungen oder geophysikali- sche Schürfarbeiten auszuführen haben, wie 

— Meßgeräte und Meßapparate; 

— Bohrausrüstung; 

— Sende- und Fernmeldegerät. 

D. Geräte, die für Sachverständige im Kampf gegen die Umweltverschmutzung 
bestimmt sind. 

E. Instrumente und Apparate, die Ärzte, Chirurgen, Tierärzte, Hebammen und 
Angehörige ähnlicher Berufe benötigen. 

F. Ausrüstung, die Archäologen, Paläontologen, Geographen, Zoologen und an­
dere Wissenschaftler benötigen. 

G. Ausrüstung, die Artisten, Schauspielertruppen und Orchester benötigen, ein­
schließlich aller bei öffentli- chen oder privaten Aufführungen verwendeten 
Gegenstände (Musikinstrumente, Kulissen, Kostüme usw.). 

H. Ausrüstung, die Vortragsreisende zur Veranschaulichung ihrer Vorträge be­
nötigen. 

I. Geräte, die bei Fotoreisen benötigt werden (Aufnahmeapparate aller Art, 
Kassetten, Belichtungsmesser, Objektive, Stative, Akkumulatoren, Antriebs­
riemen, Batterieladegeräte, Monitoren, Beleuchtungsgeräte, Modeartikel und 
Modezubehör für Mannequins usw.). 

J. Für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeu­
ge, wie bewegliche Prüfeinheiten, fahrbare Werkstätten und fahrbare Labora­
torien. 
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ANLAGE B.3 

ANLAGE ÜBER BEHÄLTER, PALETTEN, UMSCHLIESSUNGEN, 
MUSTER UND ANDERE IM RAHMEN EINES HANDELSGESCHÄFTS 

EINGEFÜHRTE WAREN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) im Rahmen eines Handelsgeschäfts eingeführte Waren: 

Behälter, Paletten, Umschließungen, Muster, Werbefilme sowie im Rahmen 
eines Handelsgeschäfts eingeführte Waren aller Art, deren Einfuhr aber kein 
Handelsgeschäft an sich darstellt; 

b) Umschließungen: 

alle Gegenstände und Materialien, die in dem Zustand, in dem sie eingeführt 
werden, als Umschließung, als Schutz, zum Stauen oder Teilen von Waren 
dienen oder dienen sollen; ausgenommen ist als Massengut eingeführtes Um­
schließungsmaterial wie Stroh, Papier, Glaswolle, Späne usw. Ausgenommen 
sind auch Behälter und Paletten im Sinne der Buchstaben c) und d); 

c) Behälter: 

eine Transportausrüstung (Möbeltransportbehälter, abnehmbarer Tank oder 
anderes ähnliches Gerät), die 

i) einen zur Aufnahme von Waren bestimmten ganz oder teilweise geschlos­
senen Hohlkörper darstellt, 

ii) von dauerhafter Beschaffenheit und daher genügend widerstandsfähig ist, 
um wiederholt verwendet werden zu können, 

iii) besonders dafür gebaut ist, die Beförderung von Waren durch einen oder 
mehrere Verkehrsträger ohne Umladung des Inhalts zu erleichtern, 

iv) so gebaut ist, daß es leicht gehandhabt werden kann, insbesondere bei der 
Umladung von einem Verkehrsträger auf einen anderen, 

v) so gebaut ist, daß es leicht beladen und entladen werden kann, und 

vi) einen Rauminhalt von mindestens einem Kubikmeter hat. 

Der Begriff „Behälter“ schließt das Zubehör und die Ausrüstung des Behälters 
je nach seiner Art ein, sofern Zubehör und Ausrüstung mit dem Behälter 
zusammen befördert werden. 

Der Begriff „Behälter“ schließt weder Fahrzeuge noch deren Zubehör oder 
Ersatzteile noch Umschließungen oder Paletten ein. 

Abnehmbare Karosserien gelten als Behälter; 
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d) Valette: 

eine Vorrichtung, auf deren Boden sich eine gewisse Gütermenge zu einer 
Verladeeinheit zusammenfassen läßt, um als solche befördert oder mit mecha­
nischen Geräten bewegt oder gestapelt zu werden. Diese Vorrichtung besteht 
entweder aus zwei durch Stützen miteinander verbundenen Böden oder aus 
einem auf Füßen ruhenden Boden; ihre Gesamthöhe ist möglichst niedrig 
gehalten, ohne daß dadurch die Handhabung mit Gabelstaplern oder Paletten­
wagen behindert wird; sie kann auch mit einem Aufsetzrahmen versehen sein; 

e) Muster: 

Gegenstände, die eine bestimmte Art bereits hergestellter Waren darstellen 
oder die Modelle von Waren sind, deren Herstellung vorgesehen ist; aus­
genommen hiervon sind jedoch gleichartige Erzeugnisse, die in solchen Men­
gen von derselben Person eingeführt oder an denselben Empfänger gesandt 
werden, daß sie insgesamt gesehen keine Muster im handelsüblichen Sinne 
darstellen; 

f) Werbefilme: 

bespielte Bildträger, mit oder ohne Tonstreifen, die im wesentlichen Bilder 
wiedergeben, welche die Art von Erzeugnissen oder die Arbeitsweise von 
Betriebsausrüstungsgegenständen zeigen, die von einer Person, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz im Gebiet einer anderen Vertragspartei hat, zum Verkauf 
oder zur Vermietung angeboten werden, vorausgesetzt, daß sie ihrer Art nach 
nur für Vorführungen vor etwaigen Kunden, nicht aber für öffentliche Vor­
führungen geeignet sind und in einem Packstück eingeführt werden, das nur 
eine Kopie jedes Films enthält und nicht zu einer größeren Sendung von 
Filmen gehört; 

g) Binnenverkehr: 

die Beförderung von Waren, die innerhalb des Zollgebiets einer Vertragspartei 
eingeladen werden, um auch innerhalb des Zollgebiets dieser Vertragspartei 
wieder ausgeladen zu werden. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Die folgenden im Rahmen eines Handelsgeschäfts eingeführten Waren werden 
nach Artikel 2 des Übereinkommens zur vorübergehenden Verwendung zugelas­
sen: 

a) Umschließungen mit Inhalt, die leer oder mit Inhalt wiederausgeführt oder die 
leer eingeführt werden, um mit Inhalt wiederausgeführt zu werden; 

b) beladene und unbeladene Behälter sowie Behälterzubehör und Behälterausrüs­
tung, die zusammen mit einem Behälter vorübergehend verwendet werden, 
um gesondert oder zusammen mit einem anderen Behälter wiederausgeführt 
zu werden, oder die gesondert vorübergehend eingeführt werden, um zusam­
men mit einem Behälter wiederausgeführt zu werden; 

c) Ersatzteile, die zur Instandsetzung der in die vorübergehende Verwendung 
nach Buchstabe b) übergeführten Behälter bestimmt sind; 

d) Paletten; 

e) Muster; 

f) Werbefilme; 

▼B



 

01993D0329 — DE — 27.05.1993 — 000.001 — 65 

g) alle anderen Waren, die für einen der im Anhang I zu dieser Anlage auf­
geführten Zwecke im Rahmen eines Handelsgeschäfts eingeführt werden, 
deren Einfuhr aber kein Handelsgeschäft an sich darstellt. 

Artikel 3 

Diese Anlage berührt nicht die Zollvorschriften der Vertragsparteien über die 
Einfuhr von Waren in Behältern oder Umschließungen oder auf Paletten. 

Artikel 4 

(1) Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen 
zu können, 

a) müssen die Umschließungen ausschließlich von der Person wiederausgeführt 
werden, der die vorübergehende Verwendung bewilligt worden ist. Die Um­
schließungen dürfen nicht — auch nicht gelegentlich — zur Warenbeför­
derung im Binnenverkehr verwendet werden; 

b) müssen die Behälter nach Maßgabe des Anhangs II dieser Anlage gekenn­
zeichnet sein. Sie können zur Warenbeförderung im Binnenverkehr verwendet 
werden, wobei jede Vertragspartei berechtigt ist, die Verwendung von folgen­
den Voraussetzungen abhängig zu machen: 

— der Behälter muß auf dem zumutbar kürzesten Weg an den Ort oder näher 
an den Ort befördert werden, an dem der Behälter mit Ausfuhrwaren 
beladen oder leer wiederausgeführt werden soll; 

— der Behälter wird vor seiner Wiederausfuhr nur ein einziges Mal im 
Binnenverkehr verwendet; 

c) müssen Paletten oder die gleiche Anzahl Paletten von gleichem Typ und 
annähernd gleichem Wert vorher ausgeführt worden sein oder müsseh später 
ausgeführt oder wiederausgeführt werden; 

d) müssen Muster und Werbefilme einer Person mit Wohnsitz oder Sitz außer­
halb des Gebietes der vorübergehenden Verwendung gehören und dürfen nur 
eingeführt werden, um Ausstellungs- oder Vorführzwecken im Gebiet der 
vorübergehenden Verwendung zu dienen mit dem Ziel, Aufträge für Waren 
einzuholen, die in dieses Gebiet eingeführt werden sollen. Sie dürfen, solange 
sie sich im Gebiet der vorübergehenden Verwendung befinden, weder ver­
kauft noch ihrem normalen Gebrauch — außer zu Vorführzwekken — zuge­
führt noch vermietet oder sonst in irgendeiner Weise entgeltlich verwendet 
werden; 

e) dürfen die in den Punkten 1 und 2 des Anhangs I bezeichneten Waren nicht 
gewinnbringend verwendet werden. 

(2) Jede Vertragspartei ist berechtigt, Behälter, Paletten oder Umschließungen, 
die Gegenstand eines Kaufs, Mietkaufs, einer Vermietung oder eines ähnlichen 
Vertrages durch eine Person waren, die in ihrem Gebiet ihren Wohnsitz oder Sitz 
hat, nicht zur vorübergehenden Verwendung zuzulassen. 

Artikel 5 

(1) Die vorübergehende Verwendung wird für Behälter, Paletten und Um­
schließungen bewilligt, ohne daß die Vorlage eines Zollpapiers oder die Leistung 
einer Sicherheit verlangt wird. 
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(2) Statt Vorlage eines Zollpapiers und anstelle einer Sicherheitsleistung für 
die Behälter kann von der Person, der die vorübergehende Verwendung bewilligt 
worden ist, verlangt werden, sich schriftlich zu verpflichten, 

i) den Zollbehörden auf Verlangen genaue Angaben über die Bewegungen jedes 
in die vorübergehende Verwendung übergeführten Behälters einschließlich 
des Tages und des Ortes der Einfuhr und der Wiederausfuhr zu machen 
oder eine Aufstellung der Behälter zusammen mit einer Wiederausfuhrver­
pflichtung vorzulegen; 

ii) die Eingangsabgaben zu entrichten, die gefordert werden können, wenn die 
Voraussetzungen für die vorübergehende Verwendung nicht erfüllt sind. 

(3) Statt Vorlage eines Zollpapiers und anstelle einer Sicherheitsleistung für 
die Paletten und Umschließungen kann von der Person, der die vorübergehende 
Verwendung bewilligt worden ist, verlangt werden, sich gegenüber den Zoll­
behörden schriftlich zur Wiederausfuhr zu verpflichten. 

(4) Personen, die das Verfahren der vorübergehenden Verwendung regelmäßig 
in Anspruch nehmen, sind berechtigt, eine Globalverpflichtung abzugeben. 

Artikel 6 

Die Wiederausfuhrfrist für im Rahmen eines Handelsgeschäfts eingeführte Waren 
beträgt mindestens sechs Monate ab dem Tag der Überführung in die vorüber­
gehende Verwendung. 

Artikel 7 

Jede Vertragspartei kann nach Artikel 29 des Übereinkommens einen Vorbehalt 

a) für höchstens drei Warenarten nach Artikel 2, 

b) zu Artikel 5 Absatz 1 

dieser Anlage einlegen. 

Artikel 8 

Die Anhänge dieser Anlage sind Bestandteil dieser Anlage. 

Artikel 9 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens die folgenden Übereinkommen und Bestimmungen in den Beziehungen 
zwischen den Vertragsparteien, die diese Anlage angenommen haben und Ver­
tragsparteien der genannten Übereinkommen sind, außer Kraft und tritt an deren 
Stelle: 

— Europäisches Übereinkommen über die Zollbehandlung von Paletten, die im 
internationalen Verkehr verwendet werden, Genf, 9. Dezember 1960; 

— Zollübereinkommen über die vorübergehende Einfuhr von Umschließungen, 
Brüssel, 6. Oktober 1960; 

— Artikel 2 bis 11 und Anlagen 1 (Absätze 1 und 2) bis 3 des Zollüberein­
kommens über Behälter, Genf, 2, Dezember 1972; 

— Artikel 3, 5 und 6 (l.b und 2) des Internationalen Abkommens zur Erleich­
terung der Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial, Genf, 7. November 
1952. 
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Anhang I 

Aufstellung der Waren nach Artikel 2 Buchstabe g) 

1. Waren, die für Prüf- oder Kontrollzwecke, für Versuche oder Vorführungen 
eingeführt werden. 

2. Waren zur Verwendung bei Prüfungen, Kontrollen, Versuchen oder Vorfüh­
rungen. 

3. Belichtete und entwickelte kinematographische Filme, Positivfilme und andere 
bespielte Bildträger, die vor ihrer kommerziellen Verwendung vorgeführt wer­
den sollen. 

4. Filme, Magnetbänder, Magnetfilme und andere Ton- oder Bildträger für Über­
spielung von Ton, Nachsynchronisation oder Wiedergabe. 

5. Unentgeltlich gelieferte Datenträger zur Verwendung bei der elektronischen 
Datenverarbeitung. 

6. Gegenstände (einschließlich Fahrzeuge), die ihrer Natur nach lediglich zur 
Werbung für bestimmte Waren oder bestimmte Zwecke verwendet werden 
können. 
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Anhang II 

Vorschriften über die Kennzeichnung der Behälter 

(1) Die Behälter müssen an einer geeigneten, gut sichtbaren Stelle eine dauer­
hafte Aufschrift mit den folgenden Angaben tragen: 

a) die Bezeichnung des Eigentümers oder Halters; 

b) die dem Behälter vom Eigentümer oder Halter gegebenen Erkennungs­
zeichen und Erkennungsnummern; 

c) das Eigengewicht des Behälters einschließlich der fest angebrachten Aus­
rüstung. 

(2) Das Land, in dem der Behälter beheimatet ist, kann ausgeschrieben oder mit 
dem Ländercode ISO Alpha-2 nach der Internationalen Norm ISO 3166 oder 
mit dem im internationalen Kraftfahrzeugverkehr verwendeten Nationalitäts­
zeichen angegeben werden. Jedes Land kann die Verwendung seines Namens 
oder seines Zeichens auf dem Behälter von der Beachtung seiner innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften abhängig machen. Der Eigentümer oder Halter 
kann entweder mit seinem vollen Namen oder mit einer feststehenden Kenn­
zeichnung ausgewiesen werden, wobei aber Sinnbilder wie Embleme oder 
Flaggen ausgeschlossen sind. 

(3) Damit die Erkennungszeichen und Erkennungsnummern auf den Behältern 
bei Verwendung von Kunststoffolien als dauerhaft gelten können, müssen die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sein: 

a) es ist ein Hochleistungsklebemittel zu verwenden. Nach dem Auftragen 
muß die Zerreißfestigkeit der Folie geringer sein als die endgültige Haft­
fähigkeit, so daß die Folie beim Entfernen zerstört wird. Eine nach der 
Gußmethode hergestellte Folie erfüllt diese Voraussetzungen. Eine nach 
der Kalandermethode hergestellte Folie darf nicht verwendet werden; 

b) sind Erkennungszeichen und Erkennungsnummern zu ändern, so ist die zu 
ersetzende Folie zunächst vollständig zu entfernen, bevor die neue Folie 
aufgetragen wird; das Aufbringen einer neuen Folie über einer bestehen­
den Folie ist nicht gestattet. 

(4) Die in Absatz 3 festgelegten Voraussetzungen für die Verwendung von 
Kunststoffolie bei der Kennzeichnung von Behältern schließen die Möglich­
keit der Anwendung anderer Methoden zur dauerhaften Kennzeichnung nicht 
aus. 
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ANLAGE B.4 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE FÜR EIN HERSTELLUNGSVERFAHREN 
EINGEFÜHRT WERDEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

1. Waren, die für ein Herstellungsverfahren eingeführt werden: 

a) Matrizen, Klischees, Platten, Formen, Zeichnungen, Pläne, Modelle und 
ähnliche Gegenstände, 

b) Geräte zum Messen, Überprüfen oder Überwachen und ähnliche Gegen­
stände, 

c) Spezialwerkzeuge und Spezialinstrumente, 

die zur Verwendung in einem Herstellungsverfahren eingeführt werden, und 

2. Austauschproduktionsmittel: 

Instrumente, Apparate und Maschinen, die einem Kunden vom Lieferanten 
oder Instandsetzenden bis zur Lieferung oder Instandsetzung ähnlicher Waren 
zur Verfügung gestellt werden. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Für ein Herstellungsverfahren eingeführte Waren werden nach Artikel 2 des 
Übereinkommens zur vorübergehenden Verwendung zugelassen. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen die für ein Herstellungsverfahren eingeführten Waren im Eigentum 
einer Person stehen, die ihren Sitz außerhalb des Gebietes der vorübergehen­
den Verwendung hat, und müssen für eine Person mit Sitz in diesem Gebiet 
bestimmt sein; 

b) müssen die Erzeugnisse, die sich aus der Verwendung der für ein Herstel­
lungsverfahren gemäß Artikel 1 Absatz 1 eingeführten Waren ergeben, ganz 
oder teilweise — je nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften — aus dem 
Gebiet der vorübergehenden Verwendung ausgeführt werden; 

c) müssen der Person mit Sitz in dem Gebiet der vorübergehenden Verwendung 
vom oder durch den Lieferanten der Produktionsmittel, deren Lieferung sich 
verzögert oder die instandzusetzen sind, vorübergehend und unentgeltlich 
Austauschproduktionsmittel zur Verfügung gestellt werden. 
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Artikel 4 

(1) Die Wiederausfuhrfrist für die in Artikel 1 Absatz 1 bezeichneten Waren 
beträgt mindestens zwölf Monate ab dem Tag der Überführung in die vorüber­
gehende Verwendung. 

(2) Die Wiederausfuhrfrist für die Austauschproduktionsmittel beträgt mindes­
tens sechs Monate ab dem Tag der Überführung in die vorübergehende Ver­
wendung. 
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ANLAGE B.5 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE FÜR DEN UNTERRICHT, FÜR 
WISSENSCHAFTLICHE ODER KULTURELLE ZWECKE 

EINGEFÜHRT WERDEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Waren, die für den Unterricht, für wissenschaftliche oder kulturelle Zwecke 
eingeführt werden: 

wissenschaftliches Gerät und Lehrmaterial, Betreuungsgut für Seeleute sowie 
alle sonstigen Sachen, die im Rahmen einer unterrichtenden, wissenschaftli­
chen oder kulturellen Betätigung eingeführt werden; 

b) in Buchstabe a) 

i) wissenschaftliches Gerät und Lehrmaterial: 

alle Modelle, Instrumente, Apparate, Maschinen und Zubehör, die zur 
wissenschaftlichen Forschung, zum Unterricht oder für die Berufsausbil­
dung verwendet werden; 

ii) Betreuungsgut für Seeleute: 

die Sachen, die der kulturellen oder unterrichtenden Betätigung, der Frei­
zeitgestaltung sowie der religiösen und sportlichen Betätigung der Per­
sonen dienen, die Aufgaben wahrnehmen, die im Fall eines ausländischen, 
im internationalen Verkehr eingesetzten Schiffes mit dem Schiffsbetrieb 
oder Schiffsdienst auf See zusammenhängen. 

Erläuternde Listen des „Lehrmaterials“, des „Betreuungsguts für Seeleute“ und 
„aller sonstigen Waren, die im Rahmen einer unterrichtenden, wissenschaftlichen 
oder kulturellen Betätigung eingeführt werden“ sind in den Anhängen I, II und 
III enthalten. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Zur vorübergehenden Verwendung werden nach Artikel 2 des Übereinkommens 
zugelassen: 

a) Waren, die ausschließlich für den Unterricht, für. wissenschaftliche oder kul­
turelle Zwecke eingeführt werden; 

b) Ersatzteile für das nach Buchstabe a) in die vorübergehende Verwendung 
übergeführte wissenschaftliche Gerät und Lehrmaterial sowie Werkzeuge, 
die eigens zur Instandhaltung, Prüfung, Einstellung oder Instandsetzung dieses 
Geräts oder Materials hergestellt worden sind. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 
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a) müssen die Waren, die für den Unterricht, für wissenschaftliche oder kultu­
relle Zwecke eingeführt werden, einer Person mit Sitz außerhalb des Gebietes 
der vorübergehenden Verwendung gehören und von zugelassenen Einrichtun­
gen in Mengen eingeführt werden, die ihrer Zweckbestimmung angemessen 
sind. Sie dürfen nicht für gewerbliche Zwecke verwendet werden; 

b) das Betreuungsgut für Seeleute muß an Bord von ausländischen, im interna­
tionalen Verkehr eingesetzten Schiffen verwendet oder aus einem Schiff zum 
vorübergehenden Gebrauch durch die Schiffsbesatzung an Land ausgeladen 
werden, oder es muß eingeführt werden, um in Heimen, Klubs und Erho­
lungsstätten für Seeleute verwendet zu werden, die von amtlichen Stellen oder 
von kirchlichen oder anderen nicht auf Gewinnerzielung gerichteten Organi­
sationen verwaltet werden sowie in Gotteshäusern, in denen regelmäßig Got­
tesdienste für Seeleute abgehalten werden. 

Artikel 4 

Für die vorübergehende Verwendung von wissenschaftlichem Gerät und Lehr­
material sowie von an Bord eines Schiffes verwendetem Betreuungsgut für See­
leute wird weder die Vorlage eines Zollpapiers noch eine Sicherheitsleistung 
verlangt. Gegebenenfalls kann für das wissenschaftliche Gerät und das Lehrmate­
rial ein Verzeichnis und eine schriftliche Wiederausfuhrverpflichtung verlangt 
werden. 

Artikel 5 

Die Wiederausfuhrfrist für die für den Unterricht, für wissenschaftliche oder 
kulturelle Zwecke eingeführten Waren beträgt mindestens zwölf Monate ab 
dem Tag der Überführung in die vorübergehende Verwendung. 

Artikel 6 

Jede Vertragspartei kann für das wissenschaftliche Gerät und das Lehrmaterial 
einen Vorbehalt nach Artikel 29 des Übereinkommens in bezug auf die Bestim­
mungen des Artikels 4 dieser Anlage einlegen. 

Artikel 7 

Die Anhänge dieser Anlage sind Bestandteil dieser Anlage. 

Artikel 8 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens das Zollübereinkommen über Betreuungsgut für Seeleute, Brüssel, 1. De­
zember 1964, das Zollübereinkommen über die vorübergehende Einfuhr von 
wissenschaftlichem Gerät, Brüssel, 11. Juni 1968, und das Zollübereinkommen 
über die vorübergehende Einfuhr von Lehrmaterial, Brüssel, 8. Juni 1970, in den 
Beziehungen zwischen den Vertragsparteien, die diese Anlage angenommen ha­
ben und Vertragsparteien der genannten Zollübereinkommen sind, außer Kraft 
und tritt an deren Stelle. 
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Anhang 1 

Erläuternde Liste 

a) Apparate zur Aufnahme oder Wiedergabe von Ton oder Bild, wie 

— Projektionsapparate für Diapositive und Bildstreifen; 

— kinematographische Projektionsapparate; 

— Rückprojektoren und Episkope; 

— Tonbandgeräte, Videogeräte und Videoausrüstung; 

— Ausrüstung für Ringleitungs-(Kabel-)Fernsehen. 

b) Ton- und Bildträger, wie 

— Diapositive, Bildstreifen und Mikrofilme; 

— kinematographische Filme; 

— Tonaufhahmen (Magnetbänder, Schallplatten); 

— Videobänder. 

c) Spezialmaterial, wie 

— bibliographisches und audiovisuelles Material für Bibliotheken; 

— fahrbare Bibliotheken; 

— Sprachlabore; 

— Simultandolmetsch-Anlagen; 

— mechanische oder elektronische Geräte für den programmierten Unter­
richt; 

— eigens für den Unterricht oder die Berufsausbildung von Behinderten 
gestaltete Gegenstände. 

d) Anderes Material, wie 

— Wandbilder, Modelle, Schaubilder, Landkarten, Pläne, Photographien und 
Zeichnungen; 

— Instrumente, Apparate und Modelle für den Anschauungsunterricht; 

— Sammlungen von Gegenständen mit optischer oder akustischer didakti­
scher Information zur Aneignung eines Unterrichtsstoffs (Lehrmittelsätze); 

— Instrumente, Apparate, Werkzeuge und Werkzeugmaschinen zum Erlernen 
eines praktischen Berufs; 

— Ausrüstung, einschließlich für Rettungseinsätze gebauter oder besonders 
hergerichteter Fahrzeuge, die für die Ausbildung der bei Rettungseinsätzen 
eingesetzten Personen eingeführt wird. 
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Anhang II 

Erläuternde Liste 

a) Druckschriften, wie 

— Bücher aller Art; 

— Fernlehrgänge; 

— Zeitungen und Zeitschriften; 

— Broschüren mit Angaben über die in den Häfen vorhandenen Betreuungs­
dienste. 

b) Bild- und Tonmaterial, wie 

— Apparate zur Wiedergabe von Ton und Bild; 

— Tonbandgeräte; 

— Rundfunk-, Fernsehempfangsgeräte; 

— Projektoren-, 

— Aufnahmen auf Schallplatten oder Tonbändern (Sprachkurse, Rundfunk­
sendungen, Glückwünsche, Musik und Unterhaltung); 

— belichtete und entwickelte Filme; 

— Diapositive; 

— Videobänder. 

c) Sportartikel, wie 

— Sportkleidung; 

— Bälle; 

— Schläger und Netze; 

— Deckspiele; 

— Geräte für Leicht- und Schwerathletik; 

— Gymnastikgeräte. 

d) Gegenstände zum Zeitvertreib, wie 

— Gesellschaftsspiele; 

— Musikinstrumente; 

— Geräte und Zubehör für Laienspiele; 

— Malgeräte, Schnitzwerkzeug, Werkzeug für Holz- und Metallarbeiten, 
Teppichknüpfgeräte usw. 

e) Kultgegenstände. 

f) Teile, Ersatzteile und Zubehör von Betreuungsgut. 
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Anhang III 

Erläuternde Liste 

Waren, wie 

1. Kostüme und Bühnenausstattungen, die an Schauspielgesellschaften oder 
Theater unentgeltlich verliehen werden; 

2. Partituren, die an Konzerthäuser oder Orchester unentgeltlich verliehen 
werden. 
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ANLAGE B.6 

ANLAGE ÜBER PERSÖNLICHE GEBRAUCHSGEGENSTÄNDE DER 
REISENDEN UND ZU SPORTZWECKEN EINGEFÜHRTE WAREN 

KAPITEL I 

Βegriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Reisender: 

jede Person, die das Gebiet einer Vertragspartei, in dem sie nicht ihren ge­
wöhnlichen Wohnsitz hat, als Tourist, zu sportlichen oder geschäftlichen Zwe­
cken, zum Besuch von Fachtagungen, aus gesundheitlichen Gründen, zu Stu­
dienzwecken usw. vorübergehend aufsucht; 

b) persönliche Gebrauchsgegenstände: 

alle neuen oder gebrauchten Gegenstände, die ein Reisender unter Berück­
sichtigung aller Umstände seiner Reise in angemessenem Umfang zum per­
sönlichen Gebrauch benötigt, jedoch ohne die zu Handelszwekken eingeführ­
ten Waren. Eine erläuternde Liste der persönlichen Gebrauchsgegenstände ist 
im Anhang I dieser Anlage enthalten; 

c) zu Sportzwecken eingeführte Waren: 

Sportartikel und andere Artikel, die die Reisenden bei sportlichen Wettkämp­
fen oder Darbietungen sowie zum Training im Gebiet der vorübergehenden 
Verwendung benötigen. Eine erläuternde Liste dieser Waren ist im Anhang II 
dieser Anlage enthalten. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Persönliche Gebrauchsgegenstände und zu Sportzwecken eingeführte Waren wer­
den nach Artikel 2 des Übereinkommens zur vorübergehenden Verwendung 
zugelassen. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen die persönlichen Gebrauchsgegenstände vom Reisenden persönlich 
oder in seinem (mitgeführten oder nicht mitgeführten) Gepäck eingeführt 
werden; 

b) müssen die zu Sportzwecken eingeführten Waren einer Person mit Wohnsitz 
oder Sitz außerhalb des Gebietes der vorübergehenden Verwendung gehören 
und in Mengen eingeführt werden, die der beabsichtigten Verwendung an­
gemessen sind. 
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Artikel 4 

(1) Persönliche Gebrauchsgegenstände werden zur vorübergehenden Verwen­
dung zugelassen, ohne daß die Vorlage eines Zollpapiers oder die Leistung einer 
Sicherheit verlangt wird. Jedoch können für Gegenstände, die hohen Eingangs­
abgaben unterliegen, ein Zollpapier und eine Sicherheitsleistung verlangt werden. 

(2) Für Waren, die zu Sportzwecken eingeführt werden, können nach Mög­
lichkeit ein Verzeichnis sowie eine schriftliche Wiederausfuhrverpflichtung an­
stelle eines Zollpapiers und einer Sicherheitsleistung anerkannt werden. 

Artikel 5 

(1) Persönliche Gebrauchsgegenstände sind spätestens dann wiederauszufüh­
ren, wenn die Person, die sie eingeführt hat, das Gebiet der vorübergehenden 
Verwendung verläßt. 

(2) Die Wiederausfuhrfrist für die zu Sportzwecken eingeführten Waren be­
trägt mindestens zwölf Monate ab dem Tag der Überführung in die vorüber­
gehende Verwendung. 

Artikel 6 

Die Anhänge dieser Anlage sind Bestandteil dieser Anlage. 

Artikel 7 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten nach Artikel 27 des Übereinkommens 
die Artikel 2 und 5 des Abkommens über die Zollerleichterungen im Touristen­
verkehr, New York, 4. Juni 1954, in den Beziehungen zwischen den Vertrags­
parteien, die diese Anlage angenommen haben und Vertragsparteien des genann­
ten Abkommens sind, außer Kraft und tritt an deren Stelle. 
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Anhang I 

Erläuternde Liste 

1. Kleidung. 

2. Toilettenartikel. 

3. Persönlicher Schmuck. 

4. Photoapparate und Filmkameras mit einer angemessenen Anzahl von Filmen 
und Zubehör. 

5. Tragbare Vorführgeräte für Diapositive und Filme und deren Zubehör sowie 
eine angemessene Anzahl von Diapositiven oder Filmen. 

6. Videokameras und tragbare Videoaufnahmegeräte mit einer angemessenen 
Anzahl von Bändern. 

7. Tragbare Musikinstrumente. 

8. Tragbare Plattenspieler mit Schallplatten. 

9. Tragbare Tonaufnahme- und Tonwiedergabegeräte (einschließlich Diktierge­
räte) mit Bändern. 

10. Tragbare Rundfunkempfangsgeräte. 

11. Tragbare Fernsehgeräte. 

12. Tragbare Schreibmaschinen. 

13. Tragbare Rechenmaschinen. 

14. Tragbare Personalcomputer. 

15. Ferngläser. 

16. Kinderwagen. 

17. Rollstühle für Behinderte. 

18. Sportausrüstung wie Zelte und andere Campingausrüstung, Angelgerät, Berg­
steigerausrüstung, Taucherausrüstung, Sportfeuerwaffen mit Munition, Fahr­
räder ohne Motor, Kanus oder Kajaks von weniger als 5,5 m Länge, Skier, 
Tennisschläger, Surfbretter, Windsurfer, Golfausrüstung, Flugdrachen, Para­
gleiter. 

19. Tragbare Dialysegeräte und ähnliche medizinische Apparate sowie Einweg­
zubehör. 

20. Andere offensichtlich persönliche Gegenstände. 
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Anhang II 

Erläuternde Liste 

A. Ausrüstungsgegenstände für Leichtathletik, wie 

— Hürden; 

— Speere, Diskusse, Stäbe, Gewichte, Hämmer. 

B. Ausrüstungsgegenstände für Ballspiele, wie 

— Bälle aller Art; 

— Tennisschläger, Schlaghölzer, Keulen, Stöcke und ähnliches; 

— Netze aller Art; 

— Torpfosten. 

C. Ausrüstungsgegenstände für Wintersport, wie 

— Skier und Stöcke; 

— Schlittschuhe; 

— Rodelschlitten und Rennschlitten; 

— Eisstockausrüstung („Curling“). 

D. Sportkleidung, Sportschuhe, Sporthandschuhe, Kopfbedeckungen für den 
Sport usw. aller Art. 

E. Ausrüstungsgegenstände für Wassersport, wie 

— Kanus und Kajaks; 

— Segel- und Ruderboote, Segel, Ruder, Paddel; 

— Surfbretter und Segel. 

F. Motorfahrzeuge, wie 

— Kraftfahrzeuge; 

— Motorräder; 

— Motorboote. 

G. Ausrüstungsgegenstände für verschiedene Veranstaltungen, wie 

— Sportwaffen und Munition; 

— Fahrräder ohne Motor; 

— Pfeile und Bogen; 

— Fechtausrüstung; 

— Gymnastikausrüstung; 

— Kompasse; 

— Sportmatten und Tatami-Matten; 

— Ausrüstung für Gewichtheben; 

— Reitausrüstung und Sulkies; 

— Paragleiter, Flugdrachen, Windsurfer; 

— Bergsteigerausrüstung; 

— Musikkassetten für Veranstaltungen. 

H. Hilfsausrüstungsgegenstände, wie 

— Meß- und Anzeigegeräte; 

— Apparate für Blut- und Urinuntersuchungen. 
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ANLAGE Β.7 

ANLAGE ÜBER WERBEMATERIAL FÜR DEN FREMDENVERKEHR 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmung 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet Werbematerial für den Fremdenverkehr: 

Waren, die eingeführt werden, um die Öffentlichkeit anzuregen, fremde Länder 
zu besuchen, insbesondere um dort an kulturellen, religiösen, touristischen, sport­
lichen oder beruflichen Treffen oder Veranstaltungen teilzunehmen. Eine erläu­
ternde Liste ist im Anhang zu dieser Anlage enthalten. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Werbematerial für den Fremdenverkehr wird nach Artikel 2 des Übereinkom­
mens zur vorübergehenden Verwendung zugelassen; ausgenommen hiervon ist 
jedoch das in Artikel 5 dieser Anlage bezeichnete Material, für das Befreiung 
von den Eingängsabgaben gewährt wird. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, muß das Werbematerial für den Fremdenverkehr einer Person mit Sitz 
außerhalb des Gebietes der vorübergehenden Verwendung gehören und in Men­
gen eingeführt werden, die seiner Zweckbestimmung angemessen sind. 

Artikel 4 

Die Wiederausfuhrfrist für das Werbematerial für den Fremdenverkehr beträgt 
mindestens zwölf Monate ab dem Tag der Überführung in die vorübergehende 
Verwendung. 

Artikel 5 

Für nachstehendes Werbematerial wird Befreiung von den Eingangsabgaben ge­
währt: 

a) Papiere (Faltblätter, Broschüren, Bücher, Zeitschriften, Reiseführer, Plakate 
mit oder ohne Rahmen, nicht eingerahmte Photographien und 
photographi-sche Vergrößerungen, Landkarten mit oder ohne Abbildungen, 
bedruckte Fenstertransparente), die zur unentgeltlichen Verteilung bestimmt 
sind; Voraussetzung dafür ist, daß diese Papiere nicht mehr als 25 vom 
Hundert Geschäftsreklame enthalten und daß ihr allgemeiner Werbezweck 
offensichtlich ist; 

b) Listen und Jahrbücher ausländischer Hotels, die von den offiziellen Fremden­
verkehrsorganisationen oder auf ihre Veranlassung veröffentlicht werden, so­
wie Fahrpläne im Ausland tätiger Verkehrsunternehmen, wenn diese Papiere 
zur unentgeltlichen Verteilung bestimmt sind und nicht mehr als 25 vom 
Hundert Geschäftsreklame enthalten; 
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c) technisches Material, das den von den einzelstaatlichen offiziellen Fremden­
verkehrsorganisationen anerkannten Vertretern oder bezeichneten Korrespon­
denten übersandt wird und das nicht zur Verteilung bestimmt ist, wie Jahr­
bücher, Telephonverzeichnisse, Hotellisten, Messekataloge, handwerkliche 
Muster von geringem Wert, Prospekte über Museen, Universitäten, Bäder 
und ähnliche Einrichtungen. 

Artikel 6 

Der Anhang dieser Anlage ist Bestandteil dieser Anlage. 

Artikel 7 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens das Zusatzprotokoll zum Abkommen über die Zollerleichterungen im Tou­
ristenverkehr betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für 
den Fremdenverkehr, New York, 4. Juni 1954, in den Beziehungen zwischen den 
Vertragsparteien, die diese Anlage angenommen haben und Vertragsparteien des 
genannten Protokolls sind, außer Kraft und tritt an dessen Stelle. 
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Anhang 

Erläuternde Liste 

1. Gegenstände, die zur Ausstellung in den Geschäftsstellen der von den einzel­
staatlichen offiziellen Fremdenverkehrsorganisationen anerkannten Vertreter 
oder bezeichneten Korrespondenten oder an anderen von den Zollbehörden 
des Gebietes der vorübergehenden Verwendung zugelassenen Stellen be­
stimmt sind: Bilder und Zeichnungen, eingerahmte Photographien und photo­
graphische Vergrößerungen, Kunstbücher, Malereien, Kunststiche und Litho­
graphien, Bildhauer- und Tapisseriearbeiten und andere ähnliche künstlerische 
Erzeugnisse. 

2. Gegenstände für Schaufenster (Schaukästen, Gestelle und dergleichen) ein­
schließlich der zu ihrem Betrieb erforderlichen elektrischen und technischen 
Ausrüstung. 

3. Dokumentarfilme, Schallplatten, bespielte Tonbänder und andere Tonaufnah­
men zur unentgeltlichen Vorführung, mit Ausnahme solcher, die als Ge­
schäftsreklame verwendet werden können, und solcher, die allgemein im Ge­
biet der vorübergehenden Verwendung verkauft werden. 

4. Fahnen in angemessener Anzahl. 

5. Dioramen, Modelle, Diapositive, Klischees und photographische Negative. 

6. Muster von Gegenständen des einheimischen Handwerks, Volkstrachten und 
ähnlichen Gegenständen der Volkskunst in angemessener Anzahl. 
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ANLAGE B.8 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE IM GRENZVERKEHR EINGEFÜHRT 
WERDEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Waren, die im Grenzverkehr eingeführt werden: 

— Waren, die die Grenzbewohner in Ausübung ihres Handwerks oder ihres 
Berufes (Handwerker, Ärzte usw.) mit sich führen; 

— persönliche Habe oder Haushaltsartikel, die von Grenzbewohnern zur In­
standsetzung, Be- oder Verarbeitung eingeführt werden; 

— Geräte zur Nutzung von Grundstücken in der Grenzzone des Gebietes der 
vorübergehenden Verwendung; 

— im Zusammenhang mit einem Rettungseinsatz (Feuer, Überschwemmun­
gen usw.) eingeführtes Gerät, das einer amtlichen Einrichtung gehört; 

b) Grenzzone: 

den Teil des Zollgebiets entlang der Landesgrenze, dessen Ausdehnung von 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften bestimmt wird und dessen Abgren­
zung zur Unterscheidung des Grenzverkehrs von anderen Verkehrsformen 
dient; 

c) Grenzbewohner: 

Personen, die ihren Sitz oder Wohnsitz in einer Grenzzone haben; 

d) Grenzverkehr: 

Einfuhren der Grenzbewohner zwischen zwei gegenüberliegenden Grenz­
zonen. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Im Grenzverkehr eingeführte Waren werden nach Artikel 2 des Übereinkommens 
zur vorübergehenden Verwendung zugelassen. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen im Grenzverkehr eingeführte Waren einem Bewohner der Grenzzone 
gehören, die der Grenzzone gegenüberliegt, in der die Waren vorübergehend 
verwendet werden; 
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b) müssen Geräte zur Nutzung von Grundstücken von Bewohnern der Grenz­
zone, die der Grenzzone gegenüberliegt, in der die Geräte vorübergehend 
verwendet werden, für Arbeiten auf Grundstücken benutzt werden, die in 
der letztgenannten Grenzzone liegen. Die Geräte müssen für landwirtschaftli­
che oder forstwirtschaftliche Arbeiten wie das Abladen oder die Beförderung 
von Holz oder für die Fischzucht benutzt werden; 

c) darf der Grenzverkehr zur Instandsetzung, Be- oder Verarbeitung keinesfalls 
gewerblicher Natur sein. 

Artikel 4 

(1) Für die vorübergehende Verwendung von im Grenzverkehr eingeführten 
Waren wird weder die Vorlage eines Zollpapiers noch eine Sicherheitsleistung 
verlangt. 

(2) Jede Vertragspartei kann die vorübergehende Verwendung der im Grenz­
verkehr eingeführten Waren von der Hinterlegung eines Verzeichnisses und einer 
schriftlichen Wiederausfuhrverpflichtung abhängig machen. 

(3) Die vorübergehende Verwendung kann auch lediglich aufgrund einer Ein­
tragung in ein von der Zollstelle geführtes Register gestattet werden. 

Artikel 5 

(1) Die Wiederausfuhrfrist für im Grenzverkehr eingeführte Waren beträgt 
mindestens zwölf Monate ab dem Tag der Überführung in die vorübergehende 
Verwendung. 

(2) Jedoch sind die zur Nutzung von Grundstücken eingeführten Geräte wie­
derauszuführen, sobald die Arbeiten beendet sind. 
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ANLAGE B.9 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE FÜR HUMANITÄRE ZWECKE 
EINGEFÜHRT WERDEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Waren, die für humanitäre Zwecke eingeführt werden: 

medizinisch-chirurgisches Material und Labormaterial und Hilfssendungen; 

b) Hilfssendungen: 

alle Waren, wie Fahrzeuge und andere Beförderungsmittel, Decken, Zelte, 
Häuser in Fertigbauweise oder andere dringend notwendige Waren, die be­
fördert werden, um den Opfern von Naturkatastrophen oder ähnlichen Unglü­
cken zu helfen. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Für humanitäre Zwecke eingeführte Waren werden nach Artikel 2 des Überein­
kommens zur vorübergehenden Verwendung zugelassen. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen die für humanitäre Zwecke eingeführten Waren einer Person gehören, 
die ihren Sitz außerhalb des Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat 
und unentgeltlich ausgeliehen werden; 

b) muß das medizinisch-chirurgische Material und Labormaterial für Kranken­
häuser und andere medizinische Einrichtungen bestimmt sein, die es in Not­
fällen dringend benötigen, vorausgesetzt, daß dieses Material im Gebiet der 
vorübergehenden Verwendung nicht in ausreichender Menge vorhanden ist; 

c) müssen Hilfssendungen für von den zuständigen Behörden des Gebietes der 
vorübergehenden Verwendung zugelassene Personen bestimmt sein. 

Artikel 4 

(1) Statt Vorlage eines Zollpapiers und anstelle einer Sicherheitsleistung kann 
für das medizinisch-chirurgische Material und Labormaterial so weit wie möglich 
ein Warenverzeichnis zusammen mit einer schriftlichen Wiederausfuhrverpflich­
tung anerkannt werden. 
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(2) Für die vorübergehende Verwendung von Hilfssendungen wird weder die 
Vorlage eines Zollpapiers noch eine Sicherheitsleistung verlangt. Die Zollbehör­
den können jedoch die Vorlage eines Warenverzeichnisses zusammen mit einer 
schriftlichen Wiederausfuhrverpflichtung verlangen. 

Artikel 5 

(1) Die Wiederausfuhrfrist für medizinisch-chirurgisches Material und. Labor­
material richtet sich nach dem Bedarf. 

(2) Die Wiederausfuhrfrist für Hilfssendungen beträgt mindestens zwölf Mo­
nate ab dem Tag der Überführung in die vorübergehende Verwendung. 

▼B



 

01993D0329 — DE — 27.05.1993 — 000.001 — 87 

ANLAGE C 

ANLAGE ÜBER BEFÖRDERUNGSMITTEL 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Beförderungsmittel: 

alle Schiffe (einschließlich Leichter, kleine Binnenfrachtschiffe — auch an 
Bord eines Schiffes beförderte — und Tragflügelboote), Luftkissenboote, 
Flugzeuge, Straßenkraftfahrzeuge (einschließlich Fahrräder mit Motor, Anhän­
ger, Sattelanhänger und Lastzüge) sowie rollendes Eisenbahnmaterial — auch 
im Beförderungsmittel befindliche gewöhnliche Ersatzteile, Zubehör und Aus­
rüstung (einschließlich Spezialausrüstung für das Beladen, Entladen, das Um­
schlagen und die Sicherung der Waren); 

b) gewerbliche Verwendung: 

die Beförderung von Personen gegen Entgelt oder die gewerbliche Beför­
derung von Waren gegen oder ohne Entgelt; 

c) eigener Gebrauch: 

die Beförderung durch den Beteiligten ausschließlich zum persönlichen Ge­
brauch mit Ausnahme der gewerblichen Verwendung; 

d) Binnenverkehr: 

die Beförderung von Personen oder Waren, die im Gebiet der vorübergehen­
den Verwendung aufgenommen oder eingeladen und auch innerhalb dieses 
Gebietes wieder abgesetzt oder ausgeladen werden; 

e) gewöhnliche Kraftstoffbehälter: 

die vom Hersteller vorgesehenen Behälter für alle Beförderungsmittel der 
gleichen Art wie die in Frage stehenden, deren dauerhafte Anbringung die 
unmittelbare Verwendung eines bestimmten Kraftstoffs für den Antrieb und 
gegebenenfalls für den Betrieb von Kühl- und anderen Systemen während der 
Beförderung ermöglicht. An Beförderungsmitteln angebrachte Behälter, die 
für die unmittelbare Verwendung von Kraftstoff anderer Art vorgesehen sind, 
und Behälter, die an den anderen Systemen angebracht sind, mit denen das 
Beförderungsmittel gegebenenfalls ausgestattet ist, gelten ebenfalls als ge­
wöhnliche Kraftstoffbehälter. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Zur vorübergehenden Verwendung werden nach Artikel 2 des Übereinkommens 
zugelassen: 

a) Beförderungsmittel zur gewerblichen Verwendung oder zum eigenen Ge­
brauch; 

b) Ersatzteile und Ausrüstung, die zur Instandsetzung bereits vorübergehend 
eingeführter Beförderungsmittel dienen sollen. Für die ersetzten, nicht wieder­
ausgeführten Teile und Ausrüstungen sind die Eingangsabgaben zu entrichten, 
wenn sie nicht gemäß Artikel 14 des Übereinkommens behandelt werden. 
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Artikel 3 

Regelmäßige Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten, die während der Fahrt in 
das Gebiet der vorübergehenden Verwendung oder innerhalb dieses Gebietes 
erforderlich sind und die während der Dauer der vorübergehenden Verwendung 
vorgenommen werden, lassen die Bestimmungen des Artikels 1 Buchstabe a) des 
Übereinkommens unberührt. 

Artikel 4 

(1) Der Kraftstoff, der sich in den gewöhnlichen Kraftstoffbehältern der vo­
rübergehend eingeführten Beförderungsmittel befindet, und die Schmieröle für 
den normalen Gebrauch dieser Beförderungsmittel werden von Eingangsabgaben 
und von Einfuhrverboten und Einfuhrbeschränkungen befreit. 

(2) Bei Straßenkraftfahrzeugen zur gewerblichen Verwendung ist jedoch jede 
Vertragspartei berechtigt, Höchstgrenzen für die in den gewöhnlichen Kraftstoff­
behältern der vorübergehend eingeführten Fahrzeuge enthaltenen Kraftstoffmen­
gen festzusetzen, die von Eingangsabgaben und von Einfuhrverboten und Ein­
fuhrbeschränkungen für ihr Gebiet befreit werden. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 5 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen die Beförderungsmittel zur gewerblichen Verwendung in einem an­
deren als dem Gebiet der vorübergehenden Verwendung auf den Namen einer 
Person zum Verkehr zugelassen sein, die ihren Sitz oder Wohnsitz außerhalb 
des Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat, und von Personen einge­
führt und verwendet werden, die von diesem Gebiet aus ihre Geschäftstätig­
keit ausüben; 

b) müssen die Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch in einem anderen als 
dem Gebiet der vorübergehenden Verwendung auf den Namen einer Person 
zum Verkehr zugelassen sein, die ihren Sitz oder Wohnsitz außerhalb des 
Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat,und von Personen mit Wohn­
sitz in diesem Gebiet eingeführt und verwendet werden. 

Artikel 6 

Für die vorübergehende Verwendung von Beförderungsmitteln wird weder die 
Vorlage eines Zollpapiers noch eine Sicherheitsleistung verlangt. 

Artikel 7 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 5 dieser Anlage 

a) können die Beförderungsmittel zur gewerblichen Verwendung von dritten 
Personen benutzt werden, wenn diese von der Person, der die vorübergehende 
Verwendung bewilligt worden ist, gehörig dazu ermächtigt sind und ihre 
Geschäftstätigkeit in deren Namen ausüben, auch wenn sie ihren Sitz oder 
Wohnsitz im Gebiet der vorübergehenden Verwendung haben; 

b) können die Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch von dritten Personen 
benutzt werden, wenn diese von der Person, der die vorübergehende Ver­
wendung bewilligt worden ist, gehörig dazu ermächtigt sind. Jede Vertrags­
partei kann die Benutzung durch eine Person mit Wohnsitz in ihrem Gebiet 
gestatten, insbesondere dann, wenn das Beförderungsmittel für Rechnung und 
nach den Weisungen der Person benutzt wird, der die vorübergehende Ver­
wendung bewilligt worden ist. 
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Artikel 8 

Jede Vertragspartei ist berechtigt, in den folgenden Fällen die vorübergehende 
Verwendung zu versagen oder die Bewilligung zu widerrufen: 

a) für Beförderungsmittel zur gewerblichen Verwendung, die im Binnenverkehr 
benutzt werden; 

b) für Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch, die für eine gewerbliche Ver­
wendung im Binnenverkehr benutzt werden; 

c) für Beförderungsmittel, die nach der Einfuhr vermietet werden oder die, wenn 
sie als Mietfahrzeuge eingeführt wurden, zu einem anderen Zweck als zur 
unmittelbaren Wiederausfuhr neu vermietet oder untervermietet werden. 

Artikel 9 

(1) Beförderungsmittel zur gewerblichen Verwendung sind wiederauszuführen, 
sobald die Beförderung beendet ist, für die sie eingeführt worden sind. 

(2) Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch dürfen innerhalb eines Zeit­
raums von jeweils zwölf Monaten für die Dauer von sechs Monaten auch mit 
Unterbre chungen im Gebiet der vorübergehenden Verwendung verbleiben. 

Artikel 10 

Jede Vertragspartei kann nach Artikel 29 des Übereinkommens einen Vorbehalt 
zu 

a) Artikel 2 Buchstabe a) dieser Anlage in bezug auf die vorübergehende Ver­
wendung von Straßenkraftfahrzeugen und rollendem Eisenbahnmaterial, 

b) Artikel 6 dieser Anlage in bezug auf Straßenkraftfahrzeuge zur gewerblichen 
Verwendung und Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch, 

c) Artikel 9 Absatz 2 

dieser Anlage einlegen. 

Artikel 11 

Diese Anlage setzt mit ihrem Inkrafttreten gemäß Artikel 27 des Übereinkom­
mens das Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßehfahr­
zeuge, New York, 4. Juni 1954, das Zollabkommen über die vorübergehende 
Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge, Genf, 18. Mai 1956, und das Zollabkom­
men über die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen 
zum eigenen Gebrauch, Genf, 18. Mai 1956, in den Beziehungen zwischen den 
Vertragsparteien, die diese Anlage angenommen haben und Vertragsparteien der 
genannten Zollabkommen sind, außer Kraft und tritt an deren Stelle. 
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ANLAGE D 

ANLAGE ÜBER TIERE 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Tiere: 

lebende Tiere aller Art; 

b) Grenzzone: 

den Teil des Zollgebiets entlang der Landesgrenze, dessen Ausdehnung von 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften bestimmt wird und dessen Abgren­
zung zur Unterscheidung des Grenzverkehrs von anderen Verkehrsformen 
dient; 

c) Grenzbewohner: 

Personen, die ihren Sitz oder Wohnsitz in einer Grenzzone haben; 

d) Grenzverkehr: 

Einfuhren der Grenzbewohner zwischen zwei gegenüberliegenden Grenz­
zonen. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Zur vorübergehenden Verwendung werden nach Artikel 2 des Übereinkommens 
Tiere zugelassen, die für die im Anhang zu dieser Anlage genannten Zwecke 
eingeführt werden. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, 

a) müssen die Tiere einer Person gehören, die ihren Sitz oder Wohnsitz außer­
halb des Gebietes der vorübergehenden Verwendung hat; 

b) müssen Zugtiere, die zur Nutzung von Grundstücken in der Grenzzone der 
vorübergehenden Verwendung eingesetzt werden, von Bewohnern der gegen­
überliegenden Grenzzone eingeführt werden. 

Artikel 4 

(1) Für die vorübergehende Verwendung der in Artikel 3 Buchstabe b) dieser 
Anlage genannten Zugtiere und der als Wanderherde oder zum Weiden auf 
Grundstücken in der Grenzzone eingeführten Tiere wird weder die Vorlage eines 
Zollpapiers noch eine Sicherheitsleistung verlangt. 
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(2) Jede Vertragspartei kann die vorübergehende Verwendung der in Absatz 
1 genannten Tiere von der Hinterlegung eines Verzeichnisses und einer schrift­
lichen Wiederausfuhrverpflichtung abhängig machen. 

Artikel 5 

(1) Jede Vertragspartei kann nach Artikel 29 des Übereinkommens einen Vor­
behalt zu Artikel 4 Absatz 1 dieser Anlage einlegen. 

(2) Jede Vertragspartei kann nach Artikel 29 des Übereinkommens einen Vor­
behalt auch zu den Nummern 12 und 13 des Anhangs dieser Anlage einlegen. 

Artikel 6 

Die Wiederausfuhrfrist für die Tiere beträgt mindestens zwölf Monate ab dem 
Tag der Überführung in die vorübergehende Verwendung. 

Artikel 7 

Der Anhang dieser Anlage ist Bestandteil dieser Anlage. 
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Anhang 

Liste nach Artikel 2 

1. Dressur. 

2. Training. 

3. Zucht. 

4. Beschlagen oder Wiegen. 

5. Tierärztliche Behandlung. 

6. Prüfen (z. B. im Hinblick auf einen Kauf). 

7. Teilnahme an öffentlichen Veranstaltungen, Ausstellungen, Wettkämpfen, 
Wettbewerben oder Vorführungen. 

8. Vorstellungen (Zirkustiere usw.). 

9. Reisen (Haustiere von Reisenden). 

10. Ausübung einer Funktion (Polizeihunde oder Polizeipferde, Spürhunde, Blin­
denhunde usw.). 

11. Rettungseinsätze. 

12. Weiden, auch als Wanderherde. 

13. Arbeitsleistung einschließlich Beförderung. 

14. Medizinische Zwecke (Lieferung von Schlangengift usw.). 
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ANLAGE E 

ANLAGE ÜBER WAREN, DIE UNTER TEILWEISER BEFREIUNG VON 
DEN EINGANGSABGABEN EINGEFÜHRT WERDEN 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Anlage bedeutet 

a) Waren, die unter teilweiser Befreiung eingeführt werden: 

Waren, die in den anderen Anlagen genannt sind, die aber nicht alle dort 
vorgesehenen Voraussetzungen für die vorübergehende Verwendung unter 
völliger Befreiung von den Eingangsabgaben erfüllen, sowie Waren, die in 
den anderen Anlagen nicht genannt sind und die eingeführt werden, um zum 
Beispiel für Produktionszwecke oder die Ausführung von Arbeiten vorüber­
gehend verwendet zu werden; 

b) teilweise Befreiung: 

die Befreiung von der Entrichtung eines Teils der Eingangsabgaben, die er­
hoben worden wären, wenn die Waren an dem Tag, an dem sie in die 
vorübergehende Verwendung übergeführt wurden, in den freien Verkehr über­
geführt worden wären. 

KAPITEL II 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Buchstabe a) dieser Anlage genannten Waren werden nach 
Artikel 2 des Übereinkommens zur vorübergehenden Verwendung unter teilwei­
ser Befreiung zugelassen. 

KAPITEL III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 3 

Um die in dieser Anlage genannten Erleichterungen in Anspruch nehmen zu 
können, müssen die unter teilweiser Befreiung eingeführten Waren einer Person 
gehören, die ihren Wohnsitz oder Sitz außerhalb des Gebietes der vorübergehen­
den Verwendung hat. 

Artikel 4 

Jede Vertragspartei kann eine Liste der Waren erstellen, die für die vorüber­
gehende Verwendung unter teilweiser Befreiung in Frage kommen oder davon 
ausgenommen sind. Der Inhalt dieser Liste wird dem Verwahrer des Überein­
kommens mitgeteilt. 

Artikel 5 

Die nach dieser Anlage zu erhebenden Eingangsabgaben dürfen je Monat oder 
angefangenen Monat, während dessen die Waren dem Verfahren der vorüber­
gehenden Verwendung unter teilweiser Befreiung unterliegen, 5 vom Hundert der 
Eingangsabgaben nicht übersteigen, die für diese Waren erhoben worden wären, 
wenn sie an dem Tag, an dem sie in die vorübergehende Verwendung überge­
führt wurden, in den freien Verkehr übergeführt worden wären. 
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Artikel 6 

Die zu erhebenden Eingangsabgaben dürfen auf keinen Fall den Betrag über­
steigen, der erhoben worden wäre, wenn die Waren an dem Tag, an dem sie in 
die vorübergehende Verwendung übergeführt wurden, in den freien Verkehr 
übergeführt worden wären. 

Artikel 7 

(1) Die nach dieser Anlage geschuldeten Eingangsabgaben werden von den 
zuständigen Behörden bei Beendigung des Verfahrens erhoben. 

(2) Wenn das Verfahren der vorübergehenden Verwendung nach Artikel 13 
des Übereinkommens durch die Überführung in den freien Verkehr beendet wird, 
sind die im Rahmen der teilweisen Befreiung gegebenenfalls erhobenen Ein­
gangsabgaben von den für die Überführung in den freien Verkehr zu entrichten­
den Eingangsabgaben abzuziehen. 

Artikel 8 

Die Wiederausfuhrfrist für die unter teilweiser Befreiung eingeführten Waren 
richtet sich nach den Bestimmungen der Artikel 5 und 6 dieser Anlage. 

Artikel 9 

Jede Vertragspartei kann nach Artikel 29 des Übereinkommens einen Vorbehalt 
zu Artikel 2 dieser Anlage in bezug auf die teilweise Befreiung von den Ein­
gangsabgaben einlegen. 
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ANHANG II 

VORBEHALTE 

Die Gemeinschaft nimmt die Anhänge zu dem Übereinkommen von Istanbul 
unter Einlegung folgender Vorbehalte an: 

— Anlage A 

gemäß Artikel 18 Absatz 1: Die Gemeinschaftsbestimmungen über das Car­
net ATA gelten nicht für den Postverkehr. 

— Anlage B.3 

gemäß Artikel 7 zu Artikel 5 Absatz 1: Die Gemeinschaftsgesetzgebung 
verlangt unter bestimmten Umständen die Vorlage von Zollpapieren und 
die Leistung einer Sicherheit für Behälter, Paletten und Umschließungen. 

— Anlage B.5 

gemäß Artikel 6 zu Artikel 4: Wissenschaftliches Gerät und Lehrmaterial 
unterliegen nach der Gemeinschaftsgesetzgebung den normalen Formalitäten 
für die Überführung in die vorübergehende Verwendung. 

— Anlage C 

gemäß Artikel 10 zu Artikel 6: Für Straßenfahrzeuge zur gewerblichen Ver­
wendung und Beförderungsmittel zum eigenen Gebrauch sieht die Gemein­
schaftsgesetzgebung vor, daß in bestimmten Fällen ein Zollpapier und gege­
benenfalls eine Sicherheitsleistung verlangt werden kann. 

— Anlage E 

gemäß Artikel 9 zu Artikel 2: In bezug auf die teilweise Befreiung von den 
Eingangsabgaben — die Gemeinschaftsgesetzgebung sieht die teilweise Be­
freiung von den Eingangsabgaben, nicht jedoch die teilweise Befreiung von 
der Einfuhrsteuer vor. 
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ANHANG III 

NOTIFIKATIONEN 

Nach Artikel 24 Absatz 6 des Übereinkommens von Istanbul notifiziert die 
Europäische Gemeinschaft dem Generalsekretär des Rates für die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens als dem Verwahrer: 

— Zu Artikel 8 des Übereinkommens: Die Gemeinschaft genehmigt die Über­
tragung der Bewilligungen der vorübergehenden Verwendung auf jede andere 
Person unter den dort genannten Voraussetzungen. 

— Zu Artikel 24. Absatz 7 des Übereinkommens: Die Gemeinschaft als Zoll- 
oder Wirtschaftsunion ist für alle von dem Übereinkommen erfaßten Bereiche 
zuständig mit folgenden Ausnahmen: 

— Festlegung der Höhe der Zölle, Steuern, Gebühren und Abgaben nach 
Artikel 1 Buchstabe b) des Übereinkommens außer den gemeinschaftli­
chen Zöllen und Abgaben mit gleicher Wirkung sowie den Agrarabschöp­
fungen und anderen Eingangsabgaben im Rahmen der Agrarpolitik der 
Gemeinschaft; 

— Notifikationen nach Artikel 30. 

— Zu Artikel 2 Absätze 2 und 3 der Anlage A: Die Gemeinschaft erkennt alle 
Zollpapiere für die vorübergehende Verwendung für nach ihren Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften durchgeführte Verfahren der vorübergehenden Ver­
wendung und den Zollgutversand an. 

— Zu Artikel 4 der Anlage E: Die Gemeinschaft erstellt eine Liste der Waren, 
die von der vorübergehenden Verwendung unter teilweiser Befreiung aus­
genommen sind. Der Inhalt dieser Liste wird dem Verwahrer des Überein­
kommens mitgeteilt. 

Für die Anwendung von Artikel 18 des Übereinkommens gilt das Gebiet der 
Gemeinschaft als ein einziges Gebiet für die in ihren Zuständigkeitsbereich fal­
lenden Angelegenheiten gemäß der vorstehend genannten Notifikation nach Ar­
tikel 24 Absatz 7 des Übereinkommens. 
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ANHANG IV 

ANNAHME DER EMPFEHLUNGEN DES RATES FÜR DIE 
ZUSAMMENARBEIT AUF DEM GEBIET DES ZOLLWESENS 

Im Hinblick auf die Anwendung der Anlagen A und C zum Übereinkommen von 
Istanbul notifiziert die Gemeinschaft dem Generalsekretär des Rates für die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens, daß sie die Empfehlung vom 
25. Juni 1992 des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens 
über die Annahme des Carnet ATA im Rahmen der vorübergehenden Verwen­
dung sowie die Empfehlung vom 25. Juni 1992 des Rates für die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens über die Annahme des Zollpassierschein­
hefts im Rahmen der vorübergehenden Verwendung innerhalb der in diesen 
Empfehlungen genannten Fristen und unter Einhaltung der dort genannten Be­
dingungen annimmt. Die Gemeinschaft wendet diese Empfehlungen im Rahmen 
ihrer Beziehungen mit den Vertragsparteien eines der in den Empfehlungen 
genannten Übereinkommen an, die diese ihrerseits angenommen haben. 
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ANHANG V 

EMPFEHLUNG DES RATES FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT AUF DEM 
GEBIET DES ZOLLWESENS VOM 25. JUNI 1992 ZUR ANERKENNUNG 
DES CARNETS ATA IM RAHMEN DER VORÜBERGEHENDEN 

VERWENDUNG 

DER RAT FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT AUF DEM GEBIET DES ZOLL­
WESENS — 

UNTER HINWEIS auf das auf seiner 75.76. Tagung am 26. Juni 1990 in 
Istanbul angenommene Übereinkommen über die vorübergehende Verwendung 
(Übereinkommen von Istanbul), 

UNTER HINWEIS darauf, daß Anhang I zu Anlage A dieses Übereinkommens 
einen Vordruck des Zollpapiers für die vorübergehende Verwendung (Carnet 
ATA) enthält, das für die vorübergehende Verwendung von Waren, ausgenom­
men Beförderungsmittel, verwendet wird, und daß dieser Vordruck sowie die 
Voraussetzungen für seine Verwendung praktisch mit denen des Carnet ATA 
identisch sind, das für die vorübergehende Verwendung aufgrund des Zollüber­
einkommens über das Carnet ATA für die vorübergehende Einfuhr von Waren 
(ATA-Übereinkommen) verwendet wird, 

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, daß die Anlage A des Übereinkommens 
von Istanbul zu gegebener Zeit das ATA-Übereinkommen ersetzen soll, daß aber 
das mit diesem Übereinkommen geschaffene System des Carnet ATA im Rah­
men des Übereinkommens von Istanbul weiterhin Anwendung finden soll, 

IN DER UBERZEUGUNG, daß alle zweckdienlichen Maßnahmen getroffen 
werden müssen, damit das System des Carnet ATA weiterhin ohne Schwierig­
keiten angewendet werden kann, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß der Vordruck des Carnet ATA in der Anlage 
zum ATA-Übereinkommen erst kürzlich überprüft wurde und daß die Verbände, 
die Carnets ATA ausgeben, eine große Zahl von Carnets in der überarbeiteten 
Fassung gedruckt haben, 

IN ANBETRACHT der finanziellen Verluste, die sich ergeben würden, wenn die 
Verbände, die Carnets ATA ausgeben, gezwungen wäre, ihre sämtlichen neu­
gedruckten Carnets ATA durch neue Carnets nach dem Vordruck in Anhang I zu 
Anlage A des Übereinkommens von Istanbul zu ersetzen, 

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, daß die ausgebenden und bürgenden 
Verbände, die gemäß Anlage A des Übereinkommens von Istanbul tätig werden, 
sich mit denen decken die bereits im Rahmn des ATA- Übereinkommens tätig 
sind, 

IN ANERKENNUNG der Bereitschaft der im Rahmen des 
ATA-Übereinkommens tätigen ausgebenden und bürgenden Verbände, das Sys­
tem des Carnet ATA auch im Rahmen des Übereinkommens von Istanbul an­
zuwenden, sowie deren Zusage, für die in beiden Übereinkommen vorgesehenen 
Carnets ATA zu bürgen — 

EMPFIEHLT, daß die Vertragsparteien des ATA-Übereinkommens oder des 
Übereinkommens von Istanbul, die das Carnet ATA für die vorübergehende 
Verwendung von Waren in ihrem Gebiet anerkennen, sowohl den Vordruck 
des Carnet ATA im Anhang zum ATA-Übereinkommen als auch den Vordruck 
des Carnet ATA in Anhang I zu Anlage A des Übereinkommens von Istanbul 
anerkennen, 

FORDERT den Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zollwesens auf, den Vertragsparteien des ATA-Übereinkommens 
oder des Übereinkommens von Istanbul die von den ausgebenden und bürgenden 
Verbänden eingegangene Verpflichtung gegenüber den Zollverwaltungen für die 
in den beiden Übereinkommen vorgesehenen Carnets zu bürgen, zu notifizieren. 
Der Generalsekretär wird ferner aufgefordert, der Notifikation diese Empfehlung 
beizufügen, 
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FORDERT jede Vertragspartei des ATA-Übereinkommens oder des Überein­
kommens von Istanbul, die diese Empfehlung annimmt oder nicht annimmt, 
auf, dies dem Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zollwesens zu notifizieren. Die Notifizierung muß innerhalb eines Jahres 
nach dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem der Generalsekretär den Vertragsparteien 
die Verpflichtung der ausgebenden und bürgenden Verbände, für die in den 
beiden Übereinkommen vorgesehenen Carnets zu bürgen, notifiziert hat. 

Wird die Empfehlung angenommen, so werden der Zeitpunkt, ab dem die Emp­
fehlung angewendet wird, sowie die Anwendungsmodalitäten dem Generalsekre­
tär ebenfalls notifiziert. 

Erfolgt durch eine Vertragspartei innerhalb eines Jahres keine Notifizierung an 
den Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll­
wesens, so bedeutet dies, daß diese Vertragspartei nicht in der Lage ist, die 
Empfehlung anzunehmen. Die Vertragspartei kann die Empfehlung jedoch zu 
einem späteren Zeitpunkt annehmen. 

Der Generalsekretär übermittelt diese Mitteilungen den Zollverwaltungen der 
Mitglieder des Rates. Ferner übermittelt er sie den Zollverwaltungen der Mit­
glieder der Organisation der Vereinten Nationen oder deren Sonderorganisatio­
nen, den Zoll- oder Wirtschaftsunionen, die Vertragsparteien werden können, 
sowie dem Internationalen Büro der Handelskammern. 
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ANHANG VI 

EMPFEHLUNG DES RATES FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT AUF DEM 
GEBIET DES ZOLLWESENS VOM 25. JUNI 1992 ZUR 
ANERKENNUNG DES ZOLLPASSIERSCHEINHEFTS IM RAHMEN 

DER VORÜBERGEHENDEN VERWENDUNG 

DER RAT FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT AUF DEM GEBIET DES ZOLL­
WESENS — 

UNTER HINWEIS auf das auf seiner 75./76. Tagung am 26. Juni 1990 in 
Istanbul angenommene Übereinkommen über die vorübergehende Verwendung 
(Übereinkommen von Istanbul), 

UNTER HINWEIS darauf, daß Anhang II zu Anlage A dieses Übereinkommens 
einen Vordruck des Zollpapiers für die vorübergehende Verwendung (Zollpas­
sierscheinheft) enthält, das für die vorübergehende Verwendung von Beför­
derungsmitteln verwendet wird, und daß dieser Vordruck sowie die Vorausset­
zungen für seine Verwendung praktisch mit denen der Zollpapiere für die vorü­
bergehende Verwendung („Zollscheinhefte“) identisch ist, die im Zollabkommen 
über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge von 1954 und im 
Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge 
von 1956 (nachstehend „Zollabkommen“ genannt) festgelegt sind, 

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, daß die ausgebenden und bürgenden 
Verbände, die gemäß Anlage C des Übereinkommens von Istanbul tätig werden, 
sich mit denen decken, die bereits im Rahmen der Zollabkommen tätig sind, 

IM BEWUSSTSEIN der Notwendigkeit, einen reibungslosen Übergang von den 
Fahrzeuge betreffenden Zollabkommen zu Anlage C Übereinkommens von Is­
tanbul zu gewährleisten, und zu vermeiden, daß den ausgebenden und bürgenden 
Verbänden unbillige Härten entstehen, 

IN ANERKENNUNG der Bereitschaft der im Rahmen der Zollabkommen täti­
gen ausgebenden und bürgenden Verbände, auch die Ausstellungs- und Bürg­
schaftsketten für Straßenkraftfahrzeuge und Anhänger gemäß den Anlagen A und 
C des Übereinkommens von Istanbul zu verwalten, sowie deren Zusage, für die 
in den drei Abkommen vorgesehenen Zollpassierscheinhefte zu bürgen — 

EMPFIEHLT, daß die Vertragsparteien des Übereinkommens von Istanbul, die 
Anlage C des Übereinkommens von Istanbul annehmen und ein Zollpassier­
scheinheft für die vorübergehende Verwendung von Beförderungsmitteln auf­
grund dieser Anlage anerkennen, sowohl den Vordruck des Zollpassierschein­
hefts in Anhang II zu Anlage A des Übereinkommens von Istanbul als auch die 
in den Zollabkommen vorgesehenen Zollpapiere (Zollpassierscheinhefte) 
anerkennen, 

FORDERT den Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zollwesens auf, den Vertragsparteien des Übereinkommens von Is­
tanbul die von den ausgebenden und bürgenden Verbänden eingegangene Ver­
pflichtung, gegenüber den Zollverwaltungen für die in den drei Abkommen vor­
gesehenen Zollpassierscheinhefte zu bürgen, zu notifizieren. Der Generalsekretär 
wird ferner aufgefordert, der Notifikation diese Empfehlung beizufügen, 

FORDERT jede Vertragspartei des Übereinkommens von Istanbul, die diese 
Empfehlung annimmt oder nicht annimmt, auf, dies dem Generalsekretär des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens zu notifizieren. 
Die Notifizierung muß innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt erfolgen, zu 
dem der Generalsekretär den Vertragsparteien die Verpflichtung der ausgebenden 
und bürgenden Verbände, für die in den drei Abkommen vorgesehenen Zoll­
passierscheinhefte zu bürgen, notifiziert hat. 
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Wird die Empfehlung angenommen, so werden der Zeitpunkt, ab dem die Em­
pehlung angewendet wird, sowie die Anwendungsmodalitäten dem Generalsekre­
tär ebenfalls notifiziert. 

Erfolgt durch eine Vertragspartei innerhalb eines Jahres keine Notifizierung an 
den Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll­
wesens, so bedeutet dies, daß diese Vertragspartei nicht in der Lage ist, die 
Empfehlung anzunehmen. Die Vertragspartei kann die Empfehlung jedoch zu 
einem späteren Zeitpunkt annehmen. 

Der Generalsekretär übermittelt diese Mitteilungen den Zollverwaltungen der 
Mitglieder des Rates. Ferner übermittelt er sie den Zollverwaltungen der Mit­
glieder der Organisation der Vereinten Nationen oder deren Sonderorganisatio­
nen, dem Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa, den Zoll- oder 
Wirtschaftsunionen, die Vertragsparteien werden können, sowie der Alliance 
internationale de tourisme und der Federation internationale de l’automobile. 
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